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Bonn, den 10. Juli 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats über die Einführung gemeinsa- 
mer Regeln für 

— den Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunterneh- 
mers im innerstaatlichen und im grenzüberschreitenden 
Verkehr r 

— die Kapazitätsregelung im innerstaatlichen Güterkraft- 
verkehr. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 15. Juni 1967 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Einführung gemeinsamer Regeln für 
den Zugang zum Beruf des Güterkraftverkehrsunternehmers 
im innerstaatlichen und im grenzüberschreitenden Verkehr; 
die Kapazitätsregelung im innerstaatlichen Güterkraftverkehr 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ~ 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere dessen Artikel 75, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments, 

gestützt auf die Stellungnahme des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Organisation des Verkehrsmarktes ist uner- 
läßlich, um die Ziele der im Vertrag von Rom vor- 
gesehenen gemeinsamen Verkehrspolitik zu errei- 
chen; 

Der Güterkraftverkehrsmarkt weist Besonderhei- 
ten insbesonders struktureller Art auf, die Un- 
gleichgewichte zwischen Angebot und Nachfrage im 
Verkehr hervorrufen können; um die sich daraus 
ergebenden Störungen zu verhindern, muß die 
Marktorganisation vor allem eine Regelung des Zu- 
gangs zum Markt enthalten; 

Eine solche Regelung soll den gesunden Wettbe- 
werb fördern und eine Entwicklung der Kapazität 
entsprechend den Markterfordernissen gewährlei- 
sten; 

Die Einführung einheitlicher Regeln für den Zu- 
gang zum Beruf des Verkehrsunternehmers sowohl 
im innerstaatlichen als auch im grenzüberschreiten- 
den Verkehr kann durch Hebung des beruflichen 
Niveaus des Verkehrsunternehmers zur Gesundung 
des Marktes und zur qualitativen Verbesserung der 
Dienstleistungen im Interesse der Verkehrsnutzer, 
der Verkehrsunternehmer und auch der Allgemein- 
heit beitragen; 

Eine angemessene fachliche Eignung ermöglicht 
dem Verkehrsunternehmer eine bessere Beurteilung 
der tatsächlichen Marktlage und damit eine rationel- 
lere Investitionspolitik und Betriebsführung; die fi- 
nanzielle Leistungsfähigkeit erweist sich als not- 
wendig für den reibungslosen Ablauf des Unter- 
nehmens, und die Voraussetzung der persönlichen 
Zuverlässigkeit des Unternehmers erlaubt es, den 


Verkehrsnutzern die erforderliche Gewähr zu bie- 
ten; daher müssen die Vorschriften über den Zu- 
gang zum Beruf diese drei Voraussetzungen umfas- 
sen; 

Es müssen Maßnahmen zur Kapazitätsüberwa- 
chung vorgesehen werden, durch die der öffentli- 
chen Hand geeignete Instrumente für die Anpas- 
sung des Angebots an die Nachfrage zur Verfügung 
gestellt werden; solche Eingriffe müssen insbeson- 
dere dazu beitragen, einen strukturellen Kapazitäts- 
überhang zu vermeiden und die rationelle Entwick- 
lung, die optimale Beschäftigung sowie die Stabi- 
lisierung des Marktes und einen angemessenen Le- 
bensstandard der Verkehrsunternehmer und Ar- 
beitnehmer im Verkehr zu bewirken; die Eingriffe 
dürfen jedoch weder eine staatliche Verkehrsteilung 
zwischen verschiedenen Verkehrsträgern noch den 
Schutz eines bestimmten Verkehrsträgers bezwek- 
ken; 

Die Erstellung gemeinsamer Regeln für den Zu- 
gang zum innerstaatlichen Verkehrsmarkt der Mit- 
gliedstaaten sowie der Zulassungsbedingungen für 
nicht ansässige Verkehrsunternehmer zum inner- 
staatlichen Verkehr in einem Mitgliedstaat, die die 
gemeinsamen Regeln für den grenzüberschreiten- 
den Güterkraftverkehr vervollständigen, stellen die 
ersten unentbehrlichen Maßnahmen zur schrittwei- 
sen Verwirklichung der Verkehrsintegration auf 
Gemeinschaftsebene dar; 

Dagegen ist es nicht erforderlich, bestimmte 
Transporte mit geringer wirtschaftlicher Bedeutung 
oder mit besonderer Zweckbestimmung sowie den 
Linienverkehr, der durch völlig abweichende Be- 
triebsbedingungen gekennzeichnet ist, in diese Re- 
gelung miteinzubeziehen; 

Die Unterschiede, die im gewerblichen und im 
Werkverkehr hinsichtlich der Zweckbestimmung 
und der wirtschaftlichen Erfordernisse bestehen, 
rechtfertigen verschiedenartige Regelungen für diese 
beiden Verkehrsarten; 

Vor allem zur Ermöglichung einer wirksamen 
Kapazitätsüberwachung ist es wichtig, den gesam- 
ten gewerblichen Gelegenheitsverkehr, mit Aus- 
nahme der Beförderungen mit Fahrzeugen geringer 
Nutzlast, dem Genehmigungsverfahren zu unter- 
werfen; um die Durchführung von Maßnahmen zur 
Sanierung des Marktes durch eine Auswahl der 


2 



Deutscber Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2000 


Unternehmen nach wirtschaftlichen Kriterien zu er- 
leichtern, ist zweckmäßigerweise die Gültigkeits- 
dauer der Genehmigungen zu begrenzen; um eine 
rationelle Ausnutzung der Kapazität zu erzielen, ist 
es zweckmäßig, die Beförderungsgenehmigungen für 
eine Gesamtkapazität auszustellen und den Ver- 
kehrsunternehmern die Möglichkeit zu belassen, je 
nach den Erfordernissen ihrer Unternehmen die im 
Rahmen der Genehmigungen in Betrieb zu nehmen- 
den Fahrzeuge zu bestimmen; 

Das geeignetste Mittel zur Sicherstellung einer 
Angebotsentwicklung nach Maßgabe der Nachfrage- 
entwicklung besteht darin, daß die Erteilung von 
Beförderungsgenehmigungen von einer Überprüfung 
des Kapazitätsbedarfs der Unternehmen und der 
Kapazitätsausnutzung abhängig gemacht wird; 

Für Märkte mit großer geographischer Ausdeh- 
nung, die mehrere Regionalmärkte umfassen, ist es 
zur wirksamen Überwachung unter Berücksichtigung 
der globalen Nachfrageentwicklung erforderlich, die 
wirtschaftlichen Entwicklungstendenzen zugrunde zu 
legen; hierzu ist die Erstellung eines Indikativpro- 
gramms zweckmäßig, in dem die Ausrichtungen der 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik berücksichtigt wer- 
den und das die Grenzen für die Erteilung der Ge- 
nehmigungen enthält; 

Die so festgesetzte Gesamtkapazität muß zwi- 
schen den bereits auf dem Markt tätigen und den 
erstmalig zuzulassenden Verkehrsunternehmen auf 
der Grundlage von Kriterien aufgeteilt werden, 
durch die die Bildung rationeller Betriebsgrößen be- 
günstigt wird; 

Für bestimmte örtlich eng begrenzte Märkte kön- 
nen zufriedenstellende Bedingungen für das Gleich- 
gewicht zwischen Angebot und Nachfrage ohne ein 
Eingreifen der öffentlichen Hand zustande kom- 
men; infolgedessen sollen die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit erhalten, Beförderungen innerhalb die- 
ser Märkte von der Kapazitätsüberwachung auszu- 
nehmen; 

Eine vollständige Freistellung von jeder Kapa- 
zitätsüberwachung erscheint für die mit Fahrzeugen 
niedriger Nutzlast ausgeführten Beförderungen ge- 
rechtfertigt, weil solche Beförderungen nur einen 
beschränkten Einfluß auf das Marktgleichgewicht 
haben; 

Es ist angebracht, ein System der Marktüberwa- 
chung vorzusehen, das die Feststellung bestimmter 
bestehender oder sich bildender Ungleichgewichte 
ermöglicht, die durch geeignete Maßnahmen einge- 
dämmt oder beseitigt werden können; 

Als solche Maßnahmen muß vor allem die zeit- 
weilige Sperrung der Ausgabe neuer Beförderungs- 
genehmigungen vorgesehen werden; 

Die Bedingungen für die Zulassung nichtansässi- 
ger VerkehrsunternChmer zum innerstaatlichen Ver- 
kehr eines Mitgliedstaates müssen bis zum Ende 
der Übergangszeit festgelegt werden; diese Zulas- 
sung erfolgt zweckmäßigerweise stufenweise; die 
Zulassung zu bestimmten innerstaatlichen Beför- 
derungen im Anschluß an eine grenzüberschreitende 


Beförderung auf Grund einer Gemeinschaftsgeneh- 
migung kann die rationelle Ausnutzung der Kapa- 
zität erleichtern; 

Maßnahmen zur Überwachung der Kapazität der 
Beförderungen im Werkverkehr sind nicht erforder- 
lich, weil diese nur für den eigenen Bedarf der Un- 
ternehmen ausgeführt werden; dies gilt sowohl für 
die Beförderungen mit unternehmereigenen Fahr- 
zeugen, als auch für Beförderungen mit Fahrzeugen, 
die dem Unternehmer für eine bestimmte Zeitdauer 
zur ausschließlichen Verfügung gestellt worden sind; 

Es erweist sich als zweckmäßig, daß die Zusam- 
menschlüsse des gewerblichen Kraftverkehrs, die 
Verkehrsnutzer und die gewerkschaftlichen Organi- 
sationen zur Durchführung dieser Regelung hinzu- 
gezogen werden; zu diesem Zweck sollen in den 
Mitgliedstaaten beratende Organe eingerichtet wer- 
den; 

Den Verkehrsunternehmern muß die Möglichkeit 
gegeben werden, Rechtsmittel gegen Einzeientschei- 
dungen einzulegen, die von den mit der Anwendung 
der Regelung betrauten Behörden der Mitgliedstaa- 
ten getroffen werden; 

Die Kommission muß im Rahmen der ihr bei der 
Durchführung dieser Regelung obliegenden Aufga- 
ben durch ein beratendes Organ unterstützt werden; 
dieses setzt sich aus Sachverständigen zusammen, 
die von den Mitgliedstaaten benannt werden; 

Die Mitgliedstaaten müssen ausnahmsweise zur 
Beseitigung schwerer und anhaltender Schwierig- 
keiten, die sich aus der Anwendung der Regelung 
ergeben können, die Möglichkeit haben, Maßnah- 
men in zeitweiliger Abweichung von den Bestim- 
mungen dieser Regelung zu treffen; 

Damit die Bestimmungen dieser Regelung ein- 
gehalten werden, sind Mittel zur Kontrolle sowie 
Sanktionen vorzusehen; 

Übergangsbestimmungen erweisen sich als not- 
wendig, um es den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, 
ihre nationalen Regelungen der Gemeinsachftsrege- 
lung anzupassen; 

Zur Vereinheitlichung der Anwendungsbedingun- 
gen der Gemeinschaftsregelung ist ein gemein- 
schaftliches Konsultationsverfahren für die von den 
Mitgliedstaaten getroffenen Durchführungsmaßnah- 
men von Bedeutung; 

Das Endziel der Gemeinschaftsregelungen auf dem 
Gebiet des Zugangs zum Markt muß die Integration 
des Verkehrs in der Gemeinschaft sein; unter Be- 
rücksichtigung der allgemeinen Entwicklung der ge- 
meinsamen Verkehrspolitik und der bei Anwendung 
der schon in Kraft gesetzten Gemeinschaftsregelun- 
gen für den Zugang zum Markt erzielten Ergebnisse 
müssen stufenweise weitere Maßnahmen ergriffen 
werden, um diese Integration herbeizuführen; im 
Hinblick darauf ist es zweckmäßig, die Kommission 
damit zu beauftragen, dem Rat in gewissen Zeitab- 
ständen Über die Entwicklung auf diesem Gebiet 
zu berichten und ihm die zur weiteren Integration 
erforderlichen Vorschläge zu unterbreiten — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


TITEL I 

Definitionen und Anwendungsbereich 

Artikel 1 

In Anwendung dieser Verordnung bedeutet: 

1. „Fahrzeug": jedes einzelne Kraftfahrzeug, jeder 
Anhänger oder jeder Sattelanhänger, die zur Gü- 
terbeförderung geeignet sind; 

2. „Güterkraftverkehr": jede Fahrt eines Fahrzeu- 
ges, die der Güterbeförderung auf zu diesem 
Zwecke eingerichteten öffentlichen Verkehrswe- 
gen dient; 

3. „Werkverkehr": jede Güterbeförderung im 
Kraftverkehr, die von einem Unternehmen für 
seinen eigenen Bedarf vorgenommen wird, so- 
weit die in Artikel 9 der Verordnung Nr. 11 vom 
27. Juni 1960 vorgeschriebenen Bedingungen er- 
füllt sind; 

4. „gewerblicher Verkehr": jede Güterbeförderung 
im Kraftverkehr, die nicht den für den Werkver- 
kehr vorgeschriebenen Bedingungen entspricht; 

5. „Linienverkehr''; jede regelmäßige gewerbliche 
Beförderung in einer bestimmten Verkehrsver- 
bindung und unter Bedingungen, die durch eine 
Betriebsregelung oder entsprechende Dokumente 
festgelegt sind, welche von den zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten genehmigt sind; 

6. „Gelegenheitsverkehr": jede gewerbliche Beför- 
derung, die nicht sämtliche Merkmale des Linien- 
verkehrs aufweist. 

Artikel 2 

1. Die Zulassung der Angehörigen der Mitglied- 
staaten zum Beruf des Güterkraftverkehrsunterneh- 
mers im inländischen und im grenzüberschreitenden 
Verkehr sowie die Beförderung im Güterkraftver- 
kehr mit einem in einem Mitgliedstaat zugelassenen 
Fahrzeug innerhalb des Gebietes eines Mitglied- 
staates sowohl durch in diesem Staat ansässige 
als auch nicht ansässige Unternehmer unterliegt den 
Bestimmungen dieser Verordnung. 

2. Artikel 37 und 38 dieser Verordnung betreffend 
bestimmte Kontrollmaßnahmen gelten auch für Be- 
förderungen zwischen den Mitgliedstaaten, die mit 
einem Fahrzeug durchgeführt werden, das in einem 
Mitgliedstaat amtlich zugelassen ist. 

Artikel 3 

Die Bestimmungen dieser Verordnung finden 
keine Anwendung auf: 

a) Beförderungen im Güterkraftverkehr: 

— mit Fahrzeugen, die nach ihrer Bauart und 
Ausstattung für die Beförderung von höch- 


stens neun Personen einschließlich des Fah- 
rers geeignet und bestimmt sind; 

— mit landwirtschaftlichen Fahrzeugen, die nach 
der jeweiligen Regelung in den Mitgliedstaa- 
ten als solche bestimmt sind; 

— mit Dienstfahrzeugen der Polizei, der Gendar- 
merie, der Streitkräfte, der Feuerwehr, sowie 
der Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerke, 
der Staßenbauämter, des Post-, Telegrafen- 
und Fernsprechdienstes, der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten; 

— mit. rollendem Material für öffentliche Arbei- 
ten und für die Errichtung oder Unterhaltung 
von Straßen, ausgenommen Kippwagen und 
Tankwagen, die keine Straßensprengfahr- 
zeuge sind; 

— mit selbstfahrenden oder geschleppten Ma- 
schinen, die zur Hebung oder zum Transport 
von Gegenständen aller dienen und deren Ge- 
schwindigkeit höchstens 25 km/h beträgt; 

— mit Fahrzeugen für die Beförderung von Lei- 
chen. 

b) Beförderungen im Linienverkehr. 


TITEL II 

Bedingungen für die Zulassung zum Beruf 
des Güterkraftverkehrsunternehmers im inner- 
staatlichen und im grenzüberschreitenden 
Verkehr 

Artikel 4 

1. Um zur Ausübung des Berufs des Güterkraft- 
verkehrsunternehmers zugelassen zu werden, muß 
der Bewerber bestimmte Voraussetzungen 

a) der Zuverlässigkeit, 

b) der finanziellen Leistungsfähigkeit, 

c) der fachlichen Eignung 
erfüllen. 

Falls der Antragsteller eine juristische Person 
ist, müssen die unter a) und c) geforderten Voraus- 
setzungen von der natürlichen Person erfüllt wer- 
den, die mit der täglichen Geschäftsführung des Ver- 
kehrsunternehmens betraut ist. 

2. Die Voraussetzung der Zuverlässigkeit ist ge- 
geben, wenn keine Verurteilung wegen bestimmter 
strafrechtlicher Handlungen vorliegt. Die Mitglied- 
staaten bestimmen die Verbrechen, Vergehen oder 
sonstigen strafrechtlichen Handlungen, die eine Zu- 
lassung zum Beruf des Verkehrsunternehmers aus- 
schließen. 

Der Nachweis für die Erfüllung dieser Vorausset- 
zung wird durch die Vorlage eines Srafregisteraus- 
zugs oder eines gleichwertigen Dokuments erbracht, 
das von einer Justizbehörde oder einer sonst zu- 
ständigen Verwaltungsbehörde ausgestellt ist. 
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3. Die Voraussetzung der finanziellen Leistungs- 
fähigkeit ist gegeben, wenn die zur Aufnahme und 
zum ordnungsmäßigen Betrieb des Unternehmens 
erforderlichen finanziellen Mittel verfügbar sind. 
Die Mitgliedstaaten bestimmen die Höhe des hierzu 
erforderlichen Kapitals unter Berücksichtigung der 
Größe des in Dienst zu stellenden Fahrzeugparks. 

Der Nachweis für die Erfüllung dieser Vorausset- 
zung wird durch die Vorlage einer von einer 
Bank, einem Finanzinstitut oder einer zuständigen 
Verwaltungsbehörde ausgestellten Bescheinigung 
erbracht. 

4. Die Voraussetzung der fachlichen Eignung ist bei 
einer durch Prüfung festgestellten Beherrschung der 
Kenntnisse über die in Artikel 5 angeführten Sach- 
gebiete gegeben. 

Der Nachweis dieser Kenntnisse wird durch Vor- 
lage einer von der zuständigen Verwaltungsbehörde 
ausgestellten Bescheinigung über die erfolgreiche 
Ablegung einer solchen Prüfung erbracht. 

Artikel 5 

1. Für die Zulassung zum innerstaatlichen Verkehr 
in einem Mitgliedstaat muß die in Artikel 4 Absatz 4 
dieser Verordnung vorgesehene Prüfung die Fest- 
stellung ausreichender Kenntnisse des Antragstel- 
lers über die Vorschriften für den innerstaatlichen 
Güterkraftverkehr, in diesem Mitgliedstaat über die 
auf diesen Verkehr anwendbaren Sondervorschrif- 
ten, insbesondere auf steuerlichem und sozialen 
Gebiet, sowie über die Grundzüge der Betriebsfüh- 
rung ermöglichen. 

2. Für die Zulassung zum grenzüberschreitenden 
Verkehr muß die in Artikel 4 Absatz 4 vorgesehene 
Prüfung die Feststellung ermöglichen, daß der An- 
tragsteller außer auf den in Absatz 1 genannten 
Sachgebieten auf den nachfolgenden Sachgebieten 
ausreichende Kenntnisse besitzt: 

a) Vorschriften der Gemeinschaft sowie internatio- 
nale Verträge, Abkommen und Vereinbarungen 
über grenzüberschreitenden Verkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten, insbesondere was die Ta- 
rife, die Regeln für die technische Nutzung der 
Fahrzeuge und die steuerlichen, sozialen und 
zollrechtlichen Bestimmungen betrifft; 

b) nationale Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
auf dem Gebiete des Güterkraftverkehrs, ins- 
besondere was die Vorschriften betrifft, denen 
nichtansässige Verkehrsunternehmer bei der 
Ausführung von Beförderungen auf dem Hoheits- 
gebiet dieser Staaten unterliegen. 

Artikel 6 

Bis zum . . . erläßt die Kommission im Wege einer 
Richtlinie die gemeinsamen Regeln für die Ausar- 
beitung der in Artikel 5 dieser Verordnung genann- 
ten Prüfungsprogramme sowie für die berufliche 
Ausbildung der Verkehrsunternehmer oder der 
Betriebsleiter von Verkehrsunternehmen, die mit 
der täglichen Geschäftsführung betraut sind. 


Artikel 7 

1. Im Falle des Ablebens einer natürlichen Person, 
die die Tätigkeit eines Verkehrsunternehmers aus- 
übt, ist der Rechtsnachfolger oder, sofern dieser 
nicht geschäftsfähig ist, sein gesetzlicher Vertre- 
ter befugt, das Unternehmen einstweilig für höch- 
stens ein Jahr weiterzuführen, auch wenn er die 
nach Artikel 4 Absatz 1 geforderten Bedingungen 
nicht erfüllt. 

2. Im Falle des Ablebens einer natürlichen Per- 
son, die mit der täglichen Geschäftsführung eines 
Verkehrsunternehmens betraut ist, das die Rechts- 
form einer juristischen Person hat, kann das Unter- 
nehmen seine Tätigkeit einstweilig für die Dauer 
von 3 Monaten weiterführen, auch wenn die täg- 
liche Geschäftsführung einer Person übertragen ist, 
die die nach Artikel 4 Absatz 1 geforderten Voraus- 
setzungen nicht erfüllt. 

Artikel 8 

1. Artikel 4 ist nicht anwendbar auf natürliche oder 
juristische Personen, welche 

— Beförderungen im Werkverkehr, 

— Beförderungen, die unter Artikel 29 dieser Ver- 
ordnung fallen, 

ausführen. 

2. öffentlich-rechtliche Unternehmen und die na- 
tionalen Eisenbahnverwaltungen, die Beförderungen 
von Gütern mit Kraftfahrzeugen ausführen, sind 
vom Nachweis der Zuverlässigkeit und der finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit gemäß Artikel 4 Absatz 1 
a) und b) befreit. 

3. Die Bediensteten der öffentlich-rechtlichen Un- 
ternehmen und der nationalen Eisenbahnverwaltun- 
gen, die mit der täglichen Geschäftsführung der von 
diesen Unternehmen oder Verwaltungen betriebe- 
nen Güterbeförderungsdiensten mit Kraftfahrzeugen 
betraut sind, müssen die in Artikel 4 Absatz 1 c) 
geltende Voraussetzung der fachlichen Eignung er- 
füllen. 


TITEL III 

Kapazitätsüberwachung im Verkehr innerhalb 
eines Mitgliedstaates 


ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 9 

1. Beförderungen im Gelegenheitsverkehr inner- 
halb eines Mitgliedstaates dürfen nur ausgeführt 
werden aufgrund einer der in Artikel 15, 18, und 
25 genannten Beförderungsgenehmigungen, die von 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten un- 
ter den in dieser Verordnung festgelegten Bedin- 
gungen erteilt werden. 
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2. An Fahrzeugen, die aufgrund einer Beförde- 
rungsgenehmigung benutzt werden, muß eine ent- 
sprechende äußere Kennzeichnung angebracht sein. 


Artikel 10 

1. Die Beförderungsgenehmigung wird auf den Na- 
men des Verkehrsunternehmers ausgestellt, der sie 
beantragt hat. Sie muß insbesondere die Identität 
des Inhabers erkennen lassen sowie den örtlichen 
Bereich, der bedient werden darf, und das Datum des 
Ablaufs der Gültigkeit angeben. 

2. Die Beförderungsgenehmigung ist für einen Zeit- 
raum von sieben Jahren gültig. 


Artikel 11 

1. Die Beförderungsgenehmigung bezieht sich auf 
eine Nutzlastgesamttonnage, die von den zustän- 
digen Stellen der Mitgliedstaaten nach den in die- 
ser Verordnung festgelegten Bedingungen bestimmt 
wird. 

2. Der Inhaber einer Beförderungsgenehmigung ist 
verpflichtet, den zuständigen Behörden innerhalb 
von vier Wochen nach Erteilung der Genehmigung 
die Einzeltonnagen, in die die Nutzlastgesamtton- 
nage gegebenenfalls unterteilt werden soll, anzu- 
geben. Er erhält Eintragsbescheinigungen, die den 
von ihm angegebenen Einzeltonnagen der Nutzlast 
entsprechen. 

Dem Inhaber einer Beförderungsgenehmigung 
werden auf Antrag während der gesamten Gültig- 
keitsdauer der Genehmigung Änderungen der Ein- 
zeltonnagen bewilligt, in die die Gesamtnutzlast- 
tonnage unterteilt worden ist. Er erhält dafür die 
der Neuaufteilung entsprechenden Eintragungsbe- 
scheinigungen. 

3. Die Eintragungsbescheinigung wird auf den Na- 
men des Inhabers der Beförderungsgenehmigung 
ausgestellt; sie gilt bis zum Ablauf von deren Gül- 
tigkeitsdauer und darf nur für jeweils ein Fahrzeug 
innerhalb der Höchstgrenzen der Nutzlast, für die 
sie ausgestellt ist, benützt werden. 

4. Der Inhaber der Beförderungsgenehmigung muß 
innerhalb von zwei Monaten nach Ausstellung der 
Eintragungsbescheinigung die von ihm in Betrieb 
genommenen Fahrzeuge angeben. Falls die in der 
Beförderungsgenehmigung genannte Gesamttonnage 
durch die Gesamtnutzlast der in Verkehr gestellten 
Fahrzeuge nicht ausgesdiöpft ist, setzt sie die zu- 
ständige Behörde auf diejenige Tonnage herab, die 
der tatsächlich in Betrieb genommenen Gesamtton- 
nage entspricht. 

5. Die Ausstellung der Beförderungsgenehmigun- 
gen und die Eintragungsbescheinigungen werden von 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten un- 
ter Beachtung der Bestimmungen dieser Verordnung 
nach den in jedem Mitgliedsfaat geltenden Verfah- 
ren ausgestellt. 


Artikel 12 

Im Falle eines durch Rechtsnachfolge von Todes 
wegen eintretenden Übergangs des Eigentums an 
dem gesamten durch eine Beförderungsgenehmigung 
gedeckten Fahrzeugbestand oder an einem Teil des- 
selben, überschreiben die zuständigen Behörden auf 
Antrag des Rechtsnachfolgers die Beförderungsge- 
nehmigung für die gesamte genehmigte Tonnage 
oder für den den übergegangenen Fahrzeugen ent- 
sprechenden Teil der Tonnage auf den Namen des 
neuen Eigentümers oder der neuen Eigentümer des 
oder der übertragenen Fahrzeuge. 


ABSCHNITT II 

Aufteilung nach Beförderungsarten 
Artikel 13 

Für den Gelegenheitsverkehr werden folgende 
Beförderungsarten unterschieden: 

a) Beförderungen innerhalb einer nachstehend 
„Zone A" genannten Zone, die von jedem Mit- 
gliedstaat durch Unterteilung seines Hoheitsge- 
bietes unter Berücksichtigung der Verwaltungs- 
organisation, der geographischen Besonderhei- 
ten und der wirtschaftlichen Struktur abgegrenzt 
wird. Die äußerste Ausdehnung jeder Zone wird 
durch einen Kreis mit dem Halbmesser von 200 
km bestimmt. Die Mindestfläche dieser Zone be- 
trägt 750Ct km^; in einem Mitgliedstaat mit ge- 
ringerer Fläche deckt sie sich mit dessen Hoheits- 
gebiet; 

b) Beförderungen innerhalb einer nachstehend 
„Zone B" genannten Zone, die durch die Grenzen 
eines anderen Mitgliedstaates bezeichnet ist, des- 
sen Gebiet in mehrere Zonen A unterteilt wird; 

Artikel 14 

1. Auf Antrag eines Mitgliedstaates und nach An- 
hörung der anderen Mitgliedstaaten kann die Kom- 
mission diesen Mitgliedstaat ermächtigen, abwei- 
chend von Artikel 13 a) in besonderen Fällen den 
Umkreis von 200 km zu überschreiten, die Mindest- 
oberfläche von 7500 km^ zu unterschreiten oder 
zwei aneinander grenzende Zonen teilweise zu über- 
lagern. 

2. Die Mitgliedstaaten können unter den in Ar- 
tikel 25 vorgesehenen Bedingungen Sonderrege- 
lungen für die Beförderungen im Nahverkehr tref- 
fen. 

ABSCHNITT III 
Beförderungen in Zone A 
Artikel 15 

Beförderungen im Gelegenheitsverkehr in Zone A 
werden aufgrund einer „Beförderungsgenehmigung 
für Zone A" ausgeführt, die den Inhaber zum Gü- 
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terkraftverkehr innerhalb einer bestimmten Zone A 
berechtigt. 

Artikel 16 

1. Eine Beförderungsgenehmigung für Zone A wird 
bei Erstzulassung zu dieser Zone aufgrund einer 
von den zuständigen Behörden vorgenommenen 
Überprüfung des Verkehrsbedarfs erteilt, der nach 
den Erklärungen des Antragstellers mittels der be- 
antragten Kapazität gedeckt werden soll. 

2. Der Antragsteller ist verpflichtet, den zuständi- 
gen Behörden Angaben zu unterbreiten über: 

a) die voraussichtlichen, mittels der beantragten 
Kapazität während des ersten Jahres der Tätig- 
keit in der Zone A zu erbringenden Verkehrs- 
leistungen in Fahrzeug-km, 

b) die voraussichtlichen, mittels der unter a) ge- 
nannten Kapazität und während des unter a) 
genannten Zeitraums zu erzielenden Einnahmen. 

3. Der Antragsteller ist verpflichtet, die in Absatz 2 
genannten Angaben durch die Vorlage von geeig- 
neten, insbesondere von den Verladern ausgestell- 
ten Unterlagen zu belegen, aus denen die Art und 
die Tonnage der zu befördernden Güter, die Ver- 
kehrsverbindungen und die durchschnittliche Ent- 
fernung sowie die anzuwendenden Beförderungs- 
preise ersichtlich sind. 

4. Die zuständigen Behörden erteilen die in Ab- 
satz 1 genannte Genehmigung, wenn die vom An- 
tragsteller nach Absatz 2 angegebenen Verkehrs- 
leistungen und -preise eine rationelle und wirt- 
schaftliche Ausnutzung der beantragten Kapazität 
zu gewährleisten vermögen. Unbeschadet der Vor- 
schriften des Artikels 23 ist diese Bedingung dann 
erfüllt, wenn die vorgesehenen Verkehrsleistungen 
und Einnahmen jeweils mindestens die Höhe der in 
Artikel 22 genannten Einheits-Verkehrsleistungen 
und Einheitskosten erreichen. 

5. Die Mitgliedstaaten können für die Ausgabe von 
Beförderungsgenehmigungen bei Erstzulassungen 
eine Begrenzung der jedem Antragsteller zu gewäh- 
renden Nutzlasttonnage einführen. 


Artikel 17 

1. Eine Beförderungsgenehmigung für Zone A in 
Ausweitung der für diese Zone bereits genehmigten 
Kapazität wird von den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten aufgrund einer Überprüfung erteilt, 
die sich erstreckt auf: 

a) die mittels der für Zone A genehmigten Kapazi- 
tät und während des Zeitraumes von 2 Jahren 
vor Erreichung des Antrages jährlich erbrachten 
Verkehrsleistungen in Fahrzeug-km; 

b) die mittels der genehmigten Kapazität während 
des unter a) genannten Zeitraumes erzielten Ein- 
nahmen; 

c) den vom Antragsteller angegebenen neuen Ver- 
kehrsbedarf. 


2. Der Antragsteller ist verpflichtet, den zuständi- 
gen Behörden die sich auf die in Absatz 1 genann- 
ten Ergebnisse beziehenden Angaben zu unterbrei- 
ten und sie zu belegen durch die Vorlage; 

a) eines Auszugs aus dem in Artikel 37 genannten 
Fahrtenbericht; 

b) eines Auszugs aus der Buchführung des Unter- 
nehmens; 

c) der in Artikel 16 Abs. 3 genannten Unterlagen. 

3. Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 23 
genehmigen die zuständigen Behörden die in Ab- 
satz 1 genannte Ausweitung der Kapazität, wenn 

a) die mittels der genehmigten Kapazität erbrach- 
ten Verkehrsleistungen und erzielten Einnahmen 
jeweils mindestens die Höhe der in Artikel 22 
genannten Einheitsverkehrsleistungen und Ein- 
heitskosten erreichen; 

b) die vom Antragsteller zum Nachweis des neuen 
Verkehrsbedarfs angegebenen Verkehrsleistun- 
gen und Preise eine rationelle und wirtschaft- 
liche Ausnutzung der beantragten Kapazität 
nach den in Artikel 16 Abs. 4 genannten Bedin- 
gungen zu gewährleisten vermögen. 

4. Die in Ausweitung der Kapazität erteilte neue 
Genehmigung ist während der in Artikel 10 Abs. 2 
genannten Zeitdauer gültig und erstreckt sich auf 
eine Gesamttonnage in Höhe der Summe der Kapa- 
zität, über die der Antragsteller bereits verfügte, 
und der genehmigten zusätzlichen Kapazität. 


ABSCHNITT IV 
Beförderungen in Zone B 

Artikel 18 

Beförderungen im Gelegenheitsverkehr in Zone B 
werden aufgrund einer „Beförderungsgenehmigung 
für Zone B'" ausgeführt, die den Inhaber zum Güter- 
kraftverkehr zwischen verschiedenen A-Zonen eines 
Mitgliedstaates sowie innerhalb dieser Zonen be- 
rechtigt. 

Artikel 19 

1. Jeder beteiligte Mitgliedstaat stellt nach An- 
hörung der Kommission ein Indikativ-Programm für 
die Entwicklung der Kapazität in Zone B auf und 
berücksichtigt dabei: 

a) die Ausrichtungen im Programm zur mittelfristi- 
gen Wirtschaftspolitik und die nach Artikel 2 
des Beschlusses des Rats vom 15 April 1964 
über die Einsetzung eines Ausschusses für mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik erstellten Vorausschät- 
zungen; 
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b) die voraussichtliche Entwicklung der Nachfrage, 
unter Berücksichtigung besonders der Entwick- 
lung der industriellen und landwirtschaftlichen 
Erzeugung und der strukturellen Nachfrageände- 
rungen ; 

c) die Entwicklung der Straßeninfrastruktur. 

2. Das in Absatz 1 genannte Indikativ-Programm 
wird für einen Zeitraum von 5 Jahren aufgestellt, 
erstmalig vor Ablauf der in Artikel 42 dieser Ver- 
ordnung bezeichneten Übergangszeit. 

Es wird jährlich überprüft, und gegebenenfalls 
entsprechend der tatsächlichen Marktlage und auf- 
grund der in Artikel 26 Abs. ‘2 dieser Verordnung 
genannten Kriterien angepaßt. 

3. Auf der Grundlage der Angaben des gemäß 
Absatz 1 und 2 aufgestellten Indikativ-Programms 
bestimmt jeder Mitgliedstaat jährlich das Volumen 
der Gesamtkapazität, die für erforderlich gehalten 
wird, um den Verkehrsbedarf, insbesondere im 
Güterkraftverkehr zu decken, und setzt unter Be- 
rücksichtigung der auf dem Markt vorhandenen Ka- 
pazität und der voraussichtlichen Verkehrsleistun- 
gen, die die nichtansässigen Verkehrsunternehmer 
nach den Vorschriften des Titels IV erbringen, das 
Volumen der gegebenenfalls auf dem Markt zuzu- 
lassenden zusätzlichen Nutzlastkapazität fest. 

Diese Festsetzung wird von jedem Mitgliedstaat 
amtlich veröffentlicht und der Kommission sowie 
den anderen Mitgliedstaaten mitgeteilt. 

Artikel 20 

1. Eine Beförderungsgenehmigung für Zone B wird 
bei Erstzulassung zu dieser Zone oder bei Erweite- 
rung der bereits für Zone B genehmigten Kapazi- 
tät von den zuständigen Behörden der Mitglied- 
staaten innerhalb der Grenzen der in Artikel 19 
Abs. 3 genannten zusätzlichen Kapazität und auf- 
grund der nachfolgenden Bestimmungen dieses Ar- 
tikels erteilt. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen das Volumen der in 
Artikel 19 Abs. 3 genannten zusätzlichen Kapazität 
in zwei Teile für die beiden nachfolgenden Gruppen 
auf: 

a) Antragsteller, die die Erteilung einer Genehmi- 
gung für Zone B mit dem Ziele der Erstzulassung 
zu dieser Zone beantragen, ohne vorher die 
Tätigkeit eines Verkehrsunternehmers ausgeübt 
zu haben, oder die als Inhaber einer Beförde- 
rungsgenehmigung für Zone A die nach Absatz 5 
gebotene Möglichkeit nicht wahrgenommen ha- 
ben; 

b) Antragsteller, die die Erteilung einer Beförde- 

rungsgenehmigung für Zone B in Erweiterung 
der für Zone B bereits genehmigten Kapazität 
beantragen, oder die als Inhaber einer Beförde- 
rungsgenehmigung für Zone A die Ausstellung 
einer Genehmigung für Zone B mit dem Ziele der 
Erstzulassung zu dieser Zone beantragen und die 
Auskünfte gemäß Absatz 5 über ihre Tätigkeit 
in Zone A vorgelegt und belegt haben. 


Die Mitgliedstaaten teilen das Volumen der zu- 
sätzlichen Kapazität unter Berücksichtigung der 
Marktlage und mit dem Ziel der Verbesserung der 
Gewerbestruktur durch Entwicklung der Betriebs- 
größen zwischen den beiden Gruppen von Antrag- 
stellern auf. 

3. Die in Absatz 2 a) und b) genannten Antragstel- 
ler sind verpflichtet, den zuständigen Behörden An- 
gaben zu unterbreiten über: 

a) die voraussichtlichen, mittels der beantragten 
Kapazität während des ersten Jahres der Tätig- 
keit in der Zone B zu erbringenden Verkehrslei- 
stungen in Fahrzeug-km; 

b) die voraussichtlichen mittels der unter a) genann- 
ten Kapazität und während des unter a) genann- 
ten Zeitraums zu erzielenden Einnahmen. 

Sie sind verpflichtet, die unter a) und b) genann- 
ten Angaben nach den Bestimmungen von Artikel 16 
Abs. 3 zu belegen. 

4. Die Antragsteller, die die Erteilung einer Beför- 
derungsgenehmigung für Zone B in Ausdehnung der 
für diese Zone bereits genehmigten Kapazität be- 
antragen, sind verpflichtet, den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten außer den in Absatz 3 ge- 
nannten Angaben Auskünfte über die mittels der in 
Zone B genehmigten Kapazität im Zeitraum von 
2 Jahren vor Stellung des Antrags erbrachten Ver- 
kehrsleistungen und erzielten Einnahmen zu unter- 
breiten und diese durch die Vorlage der in Arti- 
kel 17 Abs. 2 a) und b) genannten Unterlagen zu be- 
legen. 

5. Die Antragsteller, die die Erteilung einer Beför- 
derungsgenehmigung für Zone B als Erstzulassung 
beantragen und die als Verkehrsunternehmer in der 
Zone A tätig waren, haben die Möglichkeit, sich der 
Überprüfung ihrer Tätigkeit in der Zone A zu unter- 
ziehen. 

Soweit sie von dieser Möglichkeit Gebrauch ma- 
chen, sind sie verpflichtet, den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten außer den in Absatz 3 ge- 
nannten Angaben Auskünfte über die in Artikel 17 
Abs. la) und b) genannten Ergebnisse zu unterbrei- 
ten und durch die Vorlage der in Artikel 17 Abs. 2 a) 
und b) genannten Unterlagen zu belegen. 

6. Die von den Antragstellern nach den Vorschrif- 
ten der in Absatz 3 bis 5 angegebenen Verkehrs- 
leistungen und Einnahmen werden von den zustän- 
digen Behörden der Mitgliedstaaten mit den in Ar- 
tikel 22 genannten Einheits-Verkehrsleistungen und 
Einheitskosten verglichen. 

7. Die Antragsteller werden für jede der in Ab- 
satz 2 a) und b) genannten Gruppen aufgrund einer 
Index-Zahl, die sich aus dem in Prozenten ausge- 
drückten Uberschuß der von ihnen erbracirten ocier 
voraussichtlich zu erbringenden Verkehrsleistungen 
über die in Artikel 22 genannten Einheits-Verkehrs- 
leistungen errechnet, in eine Rangfolge eingestuft. 

8. Unbeschadet der nach Artikel 23 anwendbaren 
Bestimmungen werden für die in Absatz 7 genannte 
Rangfolge lediglich diejenigen Antragsteller berück- 
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sichtigt, deren Verkehrsleistungen in Fahrzeug-km 
und Einnahmen jeweils mindestens die Höhe der in 
Artikel 22 genannten Einheits-Verkehrsleistungen 
und Einheitskosten erreichen. 


ABSCHNITT V 

Gemeinsame Bestimmungen für die Zonen 
A und B 

Artikel 21 

1. Eine Beförderungsgenehmigung für Zone A oder 
B in Erneuerung einer abgelaufenen Genehmigung 
für eine dieser Zonen wird aufgrund einer Über- 
prüfung durch die zuständigen Behörden der Mit- 
gliedstaaten erteilt, die sich erstreckt auf: 

a) die mittels der jeweils für Zone A oder B geneh- 
migte Kapazität im Zeitraum von 2 Jahren vor 
der Stellung des Antrags jährlich erbrachten Ver- 
kehrsleistungen in Fahrzeug-km; 

b) die mittels der unter a) genannten Kapazität und 
während des unter a) genannten Zeitraums er- 
zielten Einnahmen. 

2. Der Antrag auf Erneuerung muß den zuständi- 
gen Behörden der Mitgliedstaaten spätestens 6 Mo- 
nate vor Ablauf der Genehmigung vorgelegt wer- 
den. 

Der Antragsteller ist verpflichtet, die sich auf die 
in Absatz 1 a) und b) bezeichneten Ergebnisse be- 
ziehenden Angaben zu unterbreiten und diese durch 
die Vorlage der in Artikel 17 Abs. 2 a) und b) ge- 
nannten Unterlagen zu belegen. 

3. Unbeschadet der nach Artikel 23 anwendbaren 
Vorschriften wird die Erneuerung der Genehmigung 
von den zuständigen Behörden dann erteilt, wenn 
die mittels der genehmigten Kapazität erbrachten 
Verkehrsleistungen und erzielten Einnahmen je- 
weils mindestens die Höhe der in Artikel 22 ge- 
nannten Einheits-Verkehrsleistungen und Einheits- 
kosten erreichen. 

4. Wenn der Antragsteller die ihm genehmigte Ka- 
pazität durch teilweise oder vollständige Umschrei- 
bung einer Beförderungsgenehmigung gemäß Arti- 
kel 12 ausgeweitet hat, ersetzen die zuständigen 
Behörden beide Genehmigungen gleichzeitig durch 
Erteilung einer neuen Genehmigung, die sich auf die 
Gesamttonnage in Höhe der Summe aus der Kapa- 
zität, über die der Antragsteller bereits verfügte 
und der genehmigten zusätzlichen Kapazität er- 
streckt. Die Gültigkeitsdauer der neuen Genehmi- 
gung ist auf den Zeitpunkt begrenzt, in dem die 
erste der beiden ersetzten Genehmigungen abläuft; 
sie beträgt jedoch mindestens 2 Jahre. 

Artikel 22 

1. Die Mitgliedstaaten erstellen die in Artikel 16, 
17, 20 und 21 genannten Einheits-Verkehrsleistun- 
gen und Einheitskosten in Form von Tabellen nach i 


Fahrzeugarten aufgrund der Nutzlast und der techni- 
schen Merkmale und nach Abschnitten in Fahrzeug- 
km. Diese Tabellen werden für Zonen oder Gruppen 
von Zonen abgewandelt erstellt und jährlich über- 
prüft. 

Die Mitgliedstaaten teilen die Tabellen der Kom- 
mission mit. Diese kann eine Anhörung der Mit- 
gliedstaaten mit dem Ziel einleiten, die Modalitäten 
der Anwendung des Absatzes 2 zu harmonisieren. 

2. Die Einheits-Verkehrsleistungen werden unter 
Berücksichtigung der jährlich je nach Fahrzeugtyp 
durchschnittlich erbrachten Verkehrsleistungen, der 
geographischen und wirtschaftlichen Besonderheiten 
der betroffenen Gebiete sowie der Marktlage fest- 
gesetzt. 

Die Einheitskosten werden unter Berücksichtigung 
der durchschnittlichen festen und beweglichen Ko- 
sten je nach Fahrzeugtyp einschließlich der Ab- 
schreibungen und der Vergütung des im Fahrzeug- 
material investierten Kapitals festgesetzt. 

A r t li k e 1 23 

1. Die Ertieilung einer Befördeirungsgeniehmigung 
bei Erstzulassung zu der A- oder der B-Zone oder lin 
Erneuerung odier m Ausweiitung der bereits für die 
A- oder die B-Zone genehmigten Kapazität wird auf 
Antrag der betroffenen Unternehmen, oder wenn es 
die zuständigen Behörden für gerechtfertigt erach- 
ten, von einer zusätzlichen Überprüfung abhängig 
gemacht, die sich enstreckt: 

a) bei Erstzulassung auf die voraussichtlichen, vom 
Antragsteller mittels der beantragten Kapazität 
während des ersten Jahres der Tätigkeit in der 
A- oder der B-Zone zu erzielenden Einnahmien 
isowie die tatsächlichen Kosten, die aus der Er- 
bringung der vorausisichtlichen, miittels der oben- 
genannten Kapazität während des obengenann- 
ten Zeitraums zu erbringenden Beförderungs- 
leistungen unter besonderer Berücksichtigung 
der Betriebs Organisation und ider Verkehrsstruk- 
tur erwachsen würden; 

b) bei Erneuerung der Genehmigung auf die Renta- 
bilität 'des Unternehmens des Antragstellers auf- 
grund ider tatsächlichen Einnahmen und Kosten 
des Unternehmens während des Zeitraums von 
2 Jahren vor Einreichung des Antrags; 

c) bei Ausweitung der bereits genehmigten Kapa- 
zität auf die gemäß b) und a) vom Antragsteller 
angegebene Rentabilität seines Unternehmens 
sowie auf iden neuen Verkehrsbedarf. 

2. Im Falle der Anwenidung der in Absatz 1 vor- 
gesehenen Biestimmung ist ider Antragsteller ver- 
pflichtet: 

a) bei Erstzulassung den zuständigen Behörden 
außer den (in Artikel 16 Abs. 3 genannten An- 
gaben alle Angaben zu unterbreiten, aus denen 
sich 'die Abweichung der voraussichtlichen Ko- 
sten von den Binheitskosten ergibt, und durch 
geeignete Unterlagen, insbesondere über seine 
Betriebsorganisation und die Tarifstruktur zu be- 
legen; 
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b) bei Erneuerung ider Genehmigung »den zuständii- 
gen Behörden außer den in Artikel 17 Abs. 2 a) 
und b) genannten Ergebnissen aide Angaben über 
üie tatsächlichen Kosten seines Unternehmens zu 
unterbreiten und idurch Buchführungsauszüge zu 
belegen; 

c) bei Ausweitung der Kapazität alle Angaben über 
die Nutzung der genehmigten Kapazität sowie 
über den neuen Verkehrsbedarf gemäß b) und a) 
zu unterbreiten und durch die Vorlage der nach 
diesen Bestimmungen vorgesehenen Dokumente 
zu belegen. 

Eine Genehmigung ider Erstzulassung, in Erneue- 
rung oder iin Auswei'tung der bereits für die A- 
oder die B-Zone genehmigten Kapazität wird von 
den zuständigen Behörden unter gemäß Arti- 
kel 16, 17, 20 und 21 jiewieils vorgesehenen Be- 
dingungen mit der Maßgabe genehmigt, daß die 
Bezugnahme -auf die in diesen Vorschriften ange- 
führten Einhai tskosten lersetzt wird und zwar; 

— hinsichtlich des neuen Verkehrsbedarfis durch 
die Biezugnahmie auf die vom Antragsteller 
angeführten voraussichtlichen tatsächlichen 
Kasten ; 

— bezüglich der Nutzung ider bereits genehmig- 
ten Kapazität durch die Bezugnahme auf die 
tatsächlichen, dem Unternehmen erwachsenen 
Kosten. 

Die voraussichtlichen tatsächlichen Kosten und 
die tatsächlichen erwachsenen Kosten umfassen 
jeweils die Abschreibungen sowie die Vergütung 
des im Fahrzeugm-aterial investierten Kapitals. 

Artikel 24 

Aufgrund des Ergebnisses der nach den Bestim- 
mungen der Abschnitte III und V durchgeführten 
Überprüfungen legen idie zuständigen Behörden die 
Höhe der dem Antragsteller zu gewährenden Nutz- 
lastkapazität fest. Sie können die beantragte Nutz- 
lastkapazität herabsetzen, um (diese iden tatsäch- 
lichen Bedürfnissen des Untemiehmens anzupassen. 


ABSCHNITT VI 

Beförderungen im Nahverkehr 
Artikel 25 

1. Die Mitgliedstaaten können nach Unterrichtung 
der Kommission die Beförderung von Gütern im Ge- 
legenheitsverkehr in einem Umkreis von 50 km um 
den Mittelpunkt der Gemeinde, in der das Verkehrs- 
unternehmen seinen Siitz hat, von den Vorschriften 
der Abschnitte II bis V dieses Titels freistellen. 

2. Unbeschadet der Vorschriften in Artikel 27 wird 
eine „Beförderungsgenehmigung für den Nahver- 
kehr" für die in Absatz 1 genanoben Beförderungen 
jeder natürlichen oder juristischen Person erteilt, 
die einen entsprechenden Antrag stellt und die in 
Artikel 4 genannten Voraussetzungen für den Zu- 
gang zum Beruf erfüllt. 


ABSCHNITT VII 
Marktüberwachung 

A r t i k e 1 26 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um eine Überwachung des Marktes der 
in den Abschnitten III bis VI dieses Titels geregelten 
Beförderungsarten einzuführen. 

2. Die Überwachung der in Absatz 1 genannten 
Märkte hat ständigen Charakter. Sie betrifft dns- 
besondere: 

a) (die allgemeine Tendenz der Entwicklung der Be- 

förderungsientgelte im Güterkraftverkehr, insbe- 
sondere derjenigen, die von den nach dier Ver- 
ordnung des Rats Nr. . . . vom über 

die Einführung eines Margentarifsystems im Gü- 
terverkehr der Eisenbahnen, des Straßenverkehrs 
und der Binnenschiffahrt festgesetzten obligato- 
rischen oder Referenzmargentarifen ab weichen; 

b) den durchschnittlichen Ausnutzungsgrad der 
verfügbaren Kapazität, wie er sich aus der Aus- 
wertung der in Artikel 37 genannten Fahrten- 
berichte ergibt; 

c) die allgemeine wirtschaftliche Lage der Ver- 
kehrsunternehmen, insbesondere unter ßierück- 
isichtigung der allgemednen Ergebnisse der von 
den Mitgliedstaaten bei der Erteilung von Ge- 
nehmigungen vorgenommenen Überprüfungen 
sowie der Anzahl der Unteimehmen, über ideren 
Vermögen der Konkurs eröffnet worden ist oder 
idie ihre Tätigkeit eingestellt haben. 

3. Die zuständigen Behörden der Mitglieds taaten 
beurteilen die in Absatz 2 genannten Kriterien unter 
Zugrundelegung eines Zeitraumes von mindestens 
einem Jahr und unter Berücksichtigung der voraus- 
sichblichen Entwicklung -der Verkehrsnachfrage und 
ihrer strukturellen Änderungen. 


Artikel 27 

1. Falls ein Mitgliedstaat aufgrund der in Arti- 
kel 26 Abs. 2 genannten Kriterien die Bildung oder 
das Bestehen eines Kapazitätsüberhangs gegenüber 
dem Verkehrsbedarf, besonders im Straßenverkehr, 
feststellt, ider zu ischweren und anhaitenden Markt- 
störungen zu führen vermag, kann er für den zur 
Wiederherstellung eines normalen Marktgleichge- 
wichts zwischen Angebot und Nachfrage erforder- 
Mchen Zeitraum jede Erteilung von Verkehrsgeneh- 
migungen, soweit es isich um die Erstzulassung oder 
die Ausweitung d'er Kapazität handelt, sperren. 

2. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis- 
si'on und die ander en Mitglieds taaten über die nach 
Absatz 1 getroffenen Maßnahmen. Diese Maßnah- 
mien werden von dem betreffenden Mitgliedstaat 
amtlich veröffentlicht. 
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A r t i k e 1 28 

Die Mditgliedstaaten Vieröfffentldchen väiexteljährlich 
und fin 'amtlicher Form diie Anzahl ider für die -einzel- 
nen Beförderungsarten ertedlten Geniehnrigungen, 
die von idiesen Genehmiigungen gedeckte Gesamt- 
nutzlasttonnage sowiie die Zahl der gesteiften An- 
träge und der 'diiesen Anträgen entsprechenden Ge- 
s am tnu tzlastt onn a g e . 


ABSCHNITT VIII 

Beförderungen mit Fahrzeugen 
mit geringer Nutzlast 

Artikel 29 

1. Beförderungen im Gelegenheitsverkehr mit 
Fahrzeugen bis zu 3 Tonnen Nutzlast unterliegen 
nicht den Biestimmungen der Abschnitte I bis Vfl 
dieses Tdtefs und des Artikels 37. 

2. Die unter Absatz 1 fallenden Fahrzeuge können 
jede Güterbeförderung im gesamten Hoheitsgebiet 
des Mitgliedstaates, in dem sie amtlich zugelassen 
sind, frei ausführen. 


TITEL IV 

Zulassung nicht ansässiger Verkehrsunterneh- 
mer zu Beförderungen im Gelegenheitsverkehr 
innerhalb eines Mitgliedstaates 

A r t li k le 1 30 

1. Eine nach Artikel 2 der Verordnung des Rats 

Nr. ... vom über dde Bildung eines Ge- 

meinschaftskontingentes und die Anpassung der bi- 
lateralen Kontingente dm Güterkraftverkehr zwii- 
schen den Mitgliedstaaten ertelilte Gemeiinschafts- 
genehmiigung berechtigt dhren Inhaber, mit idemsel- 
ben Fahrzeug dm Anschluß an eine Beförderung dn 
einen Mitgldiedstaat, lin dem er nicht ansässig (ist, 
eine Beförderung innerhalb dieses Mitgliedstaates 
auszuführen. 

2. Ausgangsort und Bestimmungsort der in Ab- 
satz 1 genannten Beförderung dnnerhalb d-es Mit- 
glieds taat es müssen auf -einer Fahrtstrecke zmischen 
dem Bestimmungsort -der voraus gegangenfen grenz- 
überschreitenden Beförderung und der Grenze ides 
erwähnten Mitgliedstaates, über die die Ausfahrt er- 
folgt, liegen. 

A r t d k e 1 31 

1. Nach Ablauf leines Jahres vom Zedtpunkt des 
Inkrafttrietens dieser Verordnung an berechtigt edne 
Gemeinschaftsgenehmigung ihren Inhaber, mit 
demselben Fahrzeug dm Anschluß an leine unter Ar- 
tikel 30 Abs. 1 fallenden Beförderung ledne zweite 
Beförderung dnnerhalb ides gleichen Mitgliedstaates 
auiszuführen. 
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2. Ausgangsort und Bestimmungsort 'diieser zwei- 
ten unter Absatz 1 fallenden Bieförderung innerhalb 
des Mitgliedstaates müsisen auf -einer Fahrtstrecke 
zwischen dem Bestimmungsort der -ersten Beförde- 
rung linnerhalb idieses Mitgliedstaates und der 
Grenze des erwähnten Mitgliedstaates, über die die 
Ausfahrt -erfolgt, liegen. 


TITEL V 

Werkverkehr 

Artikel 32 

1. Bieförderungen im W-erkverkehr dnn-erhalb des 
Gebietes eines Mitglieds taat es werden aufgrund 
einer „Beförderungsbeschednigung" -ausgeführt, die 
den Inhaber berechtigt, solche B-eförderungen linner- 
halb des gesamten Gebietes -des Mitgliedstaates, d-er 
die Bescheinigung ausgestellt hat, auszuführen. 

2. Den unter Abs-atz 1 -dieses Artikels fallenden Be- 
förderungen sind Bieförderungen im Güterkraftver- 
kehr gleichgestellt, (die von -einer natürlichen oder 
juristischen Person mittels lednes Fahrzeugs ausge- 
führt werden, das dieser für die Dauer von minde- 
stens einem J-ahr zur ausschließlichen Verfügung 
gestellt worden ist, soweit diese Beförderungen die 
in Artikel 9 Absatz 3 bis 5 der Verordnung Nr. 11 
über 'die B-esedtigutng von Diskriminierungen auf 
dem Gebiet* der Frachten und DefÖrderun-gsbedin- 
gungen gemäß Artikel 79 Absatz 3 ides Vertrages 
der Europäischen Gemeinschaften genannten Bie- 
dingungen -erfüllein. 

3. -Die Beföiiderungsbescheinigung wird auf den 
Namien -der natürlichen oder juristischen Person -au-s- 
gestellt, -die Inhaber des Unternehm-ens Ist, iin (dessen 
Interesse die Beförderungen stattfinden. Sie ist 
nicht übertragbar. 

Falls die zuständigen Behörden feststellen, daß 
die gesamte Nutzlasttonnage der Fahrzeuge, die sich 
entweder 'schon lim Verkehr -befinden oder -die auf- 
grund -der beantragten Beischöinigung lin Verkehr 
gesetzt werden sollen, in offensichtlichem Mißver- 
hältnis zu dem nach Beschaffung und Produktion zu 
beurteilenden Erfordernissen des Untemiehmiens -des 
Antnagstellers steht, können sie den Antrag -ab- 
lehnen. 

4. Die Gültiigkeit der Beförderungsbeseheinigung 
ist zeitlich lunbeschränkt. Die B-eförderungsbescbei- 
nigung muß j-edoch iden zuständigen Behörden zu- 
rückgegeben wenden, wenn -das Fahrzeug nicht mehr 
zu iden im Absatz 1 -und 2 genannten Beförderungen 
verwendet wind. 

Art i k e 1 33 

1. Die aufgrund einer Beiförderungsbescheinigung 
benutzten Fahrzeuge dürfen nicht für 'ge werbliche 
Beförderungen verwendet oder vermietet wierden. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 52 vom 
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2. An dem laufgrund leiner Beförderungsbeschednii- 
gung benützten Fahrzeug muß ein entsprechendes 
äußeres Kennzeichen 'angafbracht sein. 

Artikel 34 

Beförderungen im Werkverkehr mit Fahrzeugen 
von weniger als 3 Tonnen Nutzlast fallen nicht unter 
die Bestimmungen dieses Titels. Sie können frei 
innerhalb ides gesamten Gebietes des Mitgliedstaa- 
tes, in dem die Fahrzeuge amtlich zugelassen sind, 
ausgeführt wierden. 


TITEL VI 

Beratende Organe 

A r t i k e 1 35 

1. Jeder Mitglied Staat setzt einen „Nationalen Be- 
ratenden Ausschuß für tden Straßen verkehr", gege- 
benenfalls auch, wenn ihr Hoheitsgebiiet in mehrere 
„A-Zonen" eingeteilt ist, „Beratendie regionale Aus- 
schüsse für den Straßenverkehr", ein. 

2. ■ Die in Absatz 1 genannten Beratenden Aus- 
schüsise bestehen aus Vertretern der beteiligten Ver- 
waitungen, dier beruflichen Zusammenschlüsise der 
S t r aß en ve r k ehrsunte rnehme r , der Ve tkeh r s nut ze r 
und der wichtigsten gewerljschaftlichen Organisa- 
tionen der Arbeitnehmer im Straß enve rkeh rs ge- 
werbe. 

3. Vor Erlaß leiner Maßnahme aufgrund der Arti- 
kel 19, 20 Abs. 2, Artikel 22, 23 Abs. 1 unld Arti- 
kel 27 Abs. 1 hören die Mitgliedstaaten den zen- 
tralen beratenden Verkehrsausschuß oder den zu- 
ständigen regionalen Verkehrsausschuß an, je nach- 
dem die Maßnahme sich auf das gesamte Hoheits- 
gebiet oder auf eine der A-Zonen erstrecken soll, in 
die das Hoheitsgebiet aufgeteilt ist. 

Artikel 36 

Der Ausschuß zur Überwachung des Verkehrs- 
marktes, der aufgrund der Verordnung des Rats 

Nr. . , . vom über die Einführung eines 

Margentarif Systems im Güterverkehr dier Eds-enbah- 
nen, des Straßenverkehrs und der Binnenschiffahrt 
eingesetzt wird, nimmt auf Antrag der Kommission 
der EWG beratend zu den isiich aus fder Durchfüh- 
rung (dieser Verordnung ergebenden Fragen Stel- 
lung. Der Ausschuß zur Überwachung tdets Verkehrs- 
marktes übermittelt der Kommission alle Vor- 
schläge, die ihm zur Anwendung oder Änderung der 
Bestimmungen dieser Verordnung nützlich er- 
schüinen. 
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TITEL VII 

Kontrolle und Sanktionen 

Art i k le 1 37 

1. Unbeschadet der Bestimmungen in Artikel 5 der 

Verordnung 'des Rats Nr. ... vom über 

die Biildung eines Giemeintschaftskontingeinites und 
-die Anpassung ider bilateralen Kontingente im Gü- 
terkraftverkehr zwischen den Mitglledstaaten müs- 
sen (die Befärderungen im grenzüberschreitenden 
oder innerstaatlächien Verkehr, die m)it einem in 
einem Mitgliiedstaat amtlich zugelassenen Fahrzeug 
aus geführt werden, mit Ausnahmie der in Artikel 29 
genannten Beförderungen, zum Zwecke der Kon- 
trolle und statistischen Erfassung in einen für jedes 
Fahrzeug aufgest eilten „Fahrtenbericht" eingetragen 
werden. 

Der Fahrtenbericht enthält nachfolgende Angaben: 

— Bezeichnung des verwendeten Fahrzeugs, 
Beizeichnung des Bieflade- und (des Entladeortes, 

— Tag und Stunde der Abfahrt vom Ort der Be- 
ladung und der Ankunlft am Ort der Entladung, 

— leer und beladen zurückgelegte Entfernung, 

— Tonnage und Art der beförderten Güter. 

Dieser Fahrtenbericht ersetzt die bereits bestehen- 
den gleichartigen KontrolMokumiente. 

2. Die Verkehrsunternehmer sind verpflichtet, den 
zuständigen Biehöinden (der MitglHedstaaten monat- 
lich die im Fahrtenbericht 'enthaltenen Auskünfte 
betreffend ihre Fahrzeuge zu übermitteln. 

Diese Auskünfte dürfen nur zu statistischen Zwek- 
ken verwendet werd(en. Es ist verboten, sie zu 
steuerlichien Zwecken zu verwenden unJd sie Dritten 
zugänglich zu machen. 

Artikel 38 

Die nach den Artikel 11 Abs. 2 und Artikel 32 
Abs. 1 erteilten Bintragungsbescheinigungen für 
Fahrzeuge und idle Bieförderungsbescheiinlgungen, 
der in Artikel 37 biezeichnete Fahrtenbericht isowle 
für (die in Artikel 29 genannten Fahrzieuge ein amt- 
liches Dokument, -aus 'dem sich idle Nutzlast ergibt, 
müssen im Fahrzeug selbst miitgeführt und den mit 
der Kontrolle beauftragten B-ediensteten -auf Ver- 
langen vorgezedgt werden. 

Artikel 39 

1. Die nach Artikel 15, 18 und 25 (erteilten Beför- 
derungsgenehmigungen, sowie (die in Artikel 11 ge- 
nannten Blntragungsbescheiniigungen werden von 
den zuständigen Stellen »der Mit glle)d Staaten ent- 
zogen, wenn: 

a) der Inhaber, soweit er ledne natürliche Person 
ist, dlie in Artikel 4 genannten Voriaussetzungen 
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der Zuverlässiigkett oder 'der funianzdelien Lei- 
istungsifähigkeit nicht mehr erfüllt; 

b) ider Inhaber, sowedt er 'eine juitistische Person liist, 
'die in Artikfel 4 genannte Vorauissetzung der 
finanzdielilen Leistungsfäh igkeiit oder die mit dier 
tägliichen Geschäftsausführung 'beauftragte natür- 
Mche Person 'die Vorauss'etzung (der Zuverläsisig- 
keit nicht mehr erfüllen. 

2. Die Mitgliedstaaten können den Entzug der nach 
Artikel 15, 18 'und 25 erteilten Bieförderungsgeneh" 
migungen, 'der in Artfi'kel 1 1 genannten Eintragungs- 
bescheiniigungen und der in Artikel 32 geinannten 
BeförderungsbescheirDigungen bei schweren 'und 
wiederholten Zuwiderhandlungen gegen die Be- 
'Stimmungen dieser Vierordnung öder gegen die vier- 
schiede nen für d'en Güt'erkraft verkehr gelteruden 
Vorschriften,- vor 'allem 'auf idem Gebiete der Stra- 
ßenverkehrs si cherheit , vor sieben . 

Sie legen in 'diesem Falle 'diie Zuwiderhandlungen 
fest, die den Entzug zur Folge bab'en. 


TITEL VIII 

Reditsmittel 

Artikel 40 

1 . Die von 'den ziuständigen B'ehörden 'der Mitglied- 
Staaten getroffenen Entischei'dungen, durch 'die ent- 
weder ein in Anwendung der Bestimmungen (diieser 
Verordnung gestellter Antrag auf Zulassung zum 
Bieruf eines Verkehrsunternehmers, auf 'die Ertei- 
lung einer Befördeirungsigenehmigung oider 'einer Be- 
förderungsbescheinigung ganz eder teilweise ab ge- 
lehnt oder aber der in Artikel 39 genannte Entzug 
verfügt wird, müssen mit Gründen versehen sein. 

2. Die Mitgliedstaaten räumen den Verkehrsunter- 
nehmen die Möglichkeit ein, gegen die in Absatz 1 
genannten Entscheidungen im Verwaltungsrechts- 
weg vorzu gehen. 


TITEL IX 

Schutzmaßnahmen 

Artikel41 

1. Wenn idle Anwendung dieser Veroiidnung in ^ei- 
nem Mitg'iiedstaiat 'schwere und lanheltende Störun- 
gen auf d'em Verkehrsmarkt verursacht, kann idieser 
Mitgliedstaat vorübergehende, zur Besei'tigung die- 
ser Störungen erforderliche Maßnahm'en in Abwei- 
chung von den Biestim'mungen dieser Verordnung 
erlassen. 

2. Der betreffende Mitgliedstaat ist verpflichtet, 
den 'anderen Mitglieidstaaten und der Kommäisision 
diese Maßnahmen 'spätestens bei i'hrem Inkrafttre- 
t en mii tzu t ei'len . 


Die Kommission beschließt innerhalb von 15 Ta- 
gen nach 'der Mitteiilung der Maßnahmen und nach 
Anhörung des Überwachungsausschusses für den 
Verkehrs markt, ob idies'e Maßnahmen beibehalten 
werden können oider ob isie geändert oder aufgeho- 
ben werden müssen. 

Die Entschei'dung der Kommisision wird 'allen Mit- 
gliedstaaten bekanntgc geben. Sie ist (sofort vollziieh- 
bar. 

3. Der betreffende Mitgliedstaat kann 'die Entschei- 
dung der Kommisision in 'einer Frist von fünf Werk- 
tagen nach 'deren Bekanntgabie vor den Rat brin- 
gen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. Er kann 
mit qualifizierter Mehrheit die von der Kommdssion 
getroffene Entscheidung ändern oder 'aufheben. 


TITEL X 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 42 

1. Innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
dieser Verordnung haben die Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit: 

— ihre jiewieilige nationale Regelung für dien Zu- 
gang zum Markt im Bereich des Güterkraftver- 
kehrs beizubehalten, 

— oder sie mit dem Ziele der Angleichung an die 
in dieser Verordnung vorgesehenen Regelung 
umzugestalten. 

2. Die nach Absatz 1 eingeräumte Befugnis findet 
keine Anwendung auf die Bestimmungen des Titels 
IV dieiser Verordnung. 

A r it i k e 1 43 

1. Verkehrs'unternehm'er, die 'die Tätigkedit eines 
Verkehrsunternehm'ers nachwietislich während (dreier 
aufainand erfolgender Jahre vor (Inkrafttreten d'i'esier 
Verordnung selbstänidig O'der als Betriebsleiter aus- 
geübt haben, gelten als Personen, die ddie in Arti- 
kel 4 dieser Verordnung genannten Voraussetzun- 
gen auf dem Gebiete des innerstaatlichen und/oder 
des grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs er- 
füllen, jie nachdem sie ihre 3jährige vorausgegan- 
gene Tätigkeit im innerstaatlichen und/cxder im 
grenzüb ers chreitenden Güterkraftverkehr ausgeüb t 
haben. 

2. In iden Mitgliedstaaten, in d'enen (die Biedingun- 
gen 'der Zulasisung zum B'eruf nach der Höchst ent- 
fernung d^er genehmigten Beförderungen ab gestuft 
sind, b'e schränkt sich die Anw'endung dieser Vor- 
schrift auf diiejenlige Zone, in der 'der Verkehrsunter- 
nehmer die 3jährige vorauisgegangene Tätigkeit 
ausgeübt hat. 

Artikel 44 

1. Unbeschadet der Btestitmmungen in Absatz 2 die- 
ses Artikels berührt das Inkrafttreten 'dies'er Veord- 
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nung bii;s zu idem jeweils 'dafür vorgetsiehenen Zeit- 
punkt 'des Ablaufis niicht idle Gültigkeit (der von den 
Mi tgliiedsita aten lerteiillten Bef ördemnigsig enehmii gun- 
gen oder 'gleichwertigen Dokumente. 

2. Die von 'den Mlitgliedsitaaiten vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung ausgestellten Beförderungsge- 
nehmiigungen für unbestimmte Dauer verlieren ihre 
Gültigkeit sieben Jahre nach dem Inkrafttreten die- 
ser Verordnung. 


TITEL XI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 45 

Bis zum . . . legt die Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten die Muster der Beförderungs- 
bescheinigungen nach Artikel 32 und des Fahrten- 
berichts nach Artikel 37 fest. 

Artikel 46 

Während der in Artikel 42 vorgesehenen über- 
gangsizeit 'erlassen (die Mitglijedstaaten nach Anhö- 
rund (der Kommission idie zur Durchführung dieser 


Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwal- 
tungsvo rs chrif ten . 

Diese Vorschrifte'n (erstrecken sich vor allem auf 
die Binzelheiten zur Anwendung (der Bedingungen 
für den Ziugang zum Beruf, die Einrichtung von Ver- 
kehrszonen, auf die Merkmale ider landwirtschaft- 
lichen Fahrzeuge, das Verfahren zur Erteilung, Er- 
setzung, Übertragung und zum Entzug (der in dieser 
Verordnung genJannten Dokumente einschließlich 
der Fristen für die Entscheidungen (der zuständigen 
Behörden, die Zusammensetzung und Arbeitsweise 
der Beratenden Ausschüsse für den 'Straßenverkehr, 
das Verfahren dm Verwaltungs rechtswiege isowiie (die 
Kontrolle und die Sanktionen. 


Artikel 47 

Vor 'dem . . . unterbreitet (die Kommiission idem Rat 
unter Berücksichtigung ider gesammelten Erfahrun- 
gen und (der Entwicklung der gemeinsamien Ver- 
kehrspolitik einen Biericht 'über (die 'erzielten Ergeb- 
nisse und die Entwdcklungsausisichten 'auf dem Ge- 
biet (des Zugangs zum Markt im GüteTkraftverkehr, 
Sie legt gegebenerifalls (die Vorschläge vor, 'die islich 
für eine weitgehende Integration des Verkehrs in 
der Gemäinschaft 'als 'erforderlich 'erweise'n. 

Diese Verordnung Ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich unid gilt unnijittelbar in j'edem Mitgldeidstaat. 


Brüssel, den 


Für (den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Allgemeine Überlegungen 

1. Die gerne inisiame VerkehxspolMk, ideren Einfüh- 
rung in den Artikeln 3 und 74 des Vertrages zur 
Gründjung der Europäischen WirtJscbaftsgemedn- 
schaft vorgesehen ist, muß auf »diie Integration des 
Verkehrswesens in der Gemelinschafit und die Schaf- 
fung einer Ordnung 'des Verkehiismiarktes nach ge- 
meiinsamen Regeln Mn wirken. 

Die Regelung dös Zugangs zum Markt gehört zu 
den grundlegenden Bestandteilien icMeser gemeinsa- 
men Poliitik. Der Rat hat idiese Auffassung in seinem 
Beschluß vom 22. Juni. 1965^) und insbesondere in 
seiner Entschließung vom 20. Oktober 1966 be- 
stätigt. 

Das Europäische Parlament und der Wirtschafts- und 
Sozialausschuß haben ihrerseits verschiedentlich 
die Wiiditigkeit und die Dringlichkeit von Maßnah- 
men zur Regelung 'des Zugangs zum Markt und ins- 
besondere zur Kapaziiitätsregelung betont. 

Die Regelung des Zugangs zum Markt isoll zur Ge- 
währlöiistung leines gesunden Wettbewerbs im Ver- 
kehrswesen bei tragen, um damit einerseits die Hin- 
dernisse, die zur Zeit noch einer marktgerechten Ent- 
wicklung der Kapazität im Wege stehen, zu besei- 
tigen und andererseits zu verhindern, daß ein ent- 
standener Kapazitätsüb erhäng zu ruinöisem Wettbe- 
werb führt und eine unwurtschaftlicbe Nutzung der 
Verkehrsmittel nach iSJich zieht. 

Gleichzeitig soll die Regelung des Zugangs zum 
Markt die Handlungsfreiheit der Unternehmen 
möglichst wenig einschränken, damit sie die für sie 
geeignetsten Betriebsbedingungen wählen können. 

2. Ferner muß — wie ebenfalls aus Artikel 75 des 
Vertrages hervorgeht — bei der Durchführung die- 
ser Regelung schrittweise vorgegangen werden. 

In dieser Sicht wurde den Maßnahmen, die den in- 
ternationalen Verkehr betreffen, eine Vorrangstel- 
lung eingeräumt. 

So hat der Rat am 23. Juli 1962 eine erste Richtlinie 
über die Aufstellung einiger gemeinsamer Regeln 
für den internationalen Verkehr (gewerblicher Gü- 
terkraftverkehr) erlassen, nach der bestimmte grenz- 
überschreitende Beförderungen von jeder Kontin- 
gentierung und Genehmigungspflicht (Anhang I der 
Richtlinie) oder lediglich von der Kontingentierung 
(Anhang II der Richtlinie) befreit werden ^). Am 
13. Mai 1965 hat der Rat eine Richtlinie zur Verein- 
heitlichung gewisser Regeln betreffend die Geneh- 
migung für den Güterkraftverkehr zwischen den 
Mitgliedstaaten erlassen ^). 

0 Dok. R/602/1/65 (TRANS 36) rev. vom 15. Juni 1965 
Dok. R/1150/66 (TRANS 72) vom 21. Oktober 1966 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 70, 
Seite 2005/62 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 88, 
Seite 1469/65 


Auf seiner Tagung am 9. März 1965 hat der Rat sein 
Einverständnis zu einer Verordnung über die Bil- 
dung eines Gemeinschaftskontingents und die An- 
passung der bilateralen Kontingente für den Güter- 
kraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten gege- 
ben®). 

3. Am 18. Dezember 1961 hat der Rat das Allge- 
meine Programm für die Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit ®) erlassen. Der 
diesem Programm beigefügte Zeitplan sieht im Be- 
reich des Verkehrs die Aufhebung der Beschränkun- 
gen der Niederlassungsfreiheit vom Anfang der drit- 
ten Stufe bis zum Ablauf des zweiten Jahres der 
dritten Stufe, d. h. also bis zum 31. Dezember 1967, 
vor. 

Dem Programm zufolge wird diese Aufhebung „von 
denjenigen Maßnahmen zur' Koordinierung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Aufnahme und Ausübung des Be- 
rufes begleitet, die notwendig sind, um Verzerrun- 
gen zu vermeiden, die sich aus der Beseitigung der 
Beschränkungen ergeben könnten. Diese Koordinie- 
rung wird einen Bestandteil der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik bilden." 

4. Artikel 75 Absatz 1 Buchstabe b des Vertrages 
bestimmt, daß die Bedingungen für die Zulassung 
von Verkehrsunternehmern zum Verkehr innerhalb 
eines Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig 
sind, vor Ablauf der Übergangszeit festgelegt wer- 
den. 

Da die Startbedingungen für die Ausführung von 
Beförderungen in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
nur schrittweise angeglichen werden können, muß 
auch die Zulassung von Verkehrsunternehmern zum 
Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, in dem sie 
nicht ansässig sind, allmählich erfolgen. 

5. Der vorliegende Verordnungsvorschlag fügt sich 
in bezug auf die Regelung der Bedingungen für den 
Zugang zum Markt in den Rahmen des stufenweisen 
gemeinschaftlichen Vorgehens ein. 

Der Vorschlag betrifft 

erstens die Aufstellung gemeinsamer Regeln für den 
Zugang zum Beruf im Bereich des inländischen Ver- 
kehrs und des grenzüberschreitenden Verkehrs so- 
wie der Bedingungen für die Überwachung der Ka- 
pazität des Güterkraftverkehrs innerhalb der Mit- 
gliedstaaten, 

und zweitens, die Festlegung bestimmter Bedin- 
gungen für die Zulassung von Verkehrsunterneh- 
mern zum Verkehr innerhalb eines Mitgliedstaates, 
in dem sie nicht ansässig sind. 

6. Die Entwicklung zu einem Gemeinschaftssystem, 
das auf einem gesunden Wetbewerb beruht, wird 

®) Dok, R/533/65 (TRANS 34) vom 24, Mai 1965 
®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2, 
Seite 36/62 
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durch die Einführung einheitlicher Regeln für die 
Zulassung zum Beruf (vielfach als „subjektive Be- 
dingungen'' bezeichnet), die sowohl auf inländische 
als auch auf grenzüberschreitende Beförderungen 
Anwendung finden, erleichtert. 

Die in der vorgeschlagenen Regelung vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Zulassung zum Beruf er- 
strecken sich auf die fachliche Eignung, die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit und die Zuverlässigkeit. 
Die Voraussetzung der fachlichen Eignung trägt we- 
sentlich dazu bei, einen gut funktionierenden Ver- 
kehrsmarkt zu gewährleisten. 

Eine angemessene Berufsausbildung soll den Ver- 
kehrsunternehmern die Kenntisse vermitteln, deren 
sie bedürfen, um eine rationelle Investitionspolitik 
und eine wirtschaftliche Geschäftsführung betreiben 
zu können. Auf diese Weise wird vor allem die 
Gefahr der Entstehung überschüssiger Kapazitäten 
auf dem Markt sowie des Auftretens von ruinösem 
Wettbewerb verringert. 

Die Voraussetzung der finanziellen Leistungsfähig- 
keit bietet ihrerseits eine zusätzliche Garantie für 
eine gesunde Unternehmensführung. 

Die Voraussetzung der Zuverlässigkeit des Ver- 
kehrsunternehmers wird wegen der Struktur im Be- 
reich des Güterkraftverkehrs und wegen der im 
gewerblichen Verkehr notwendigen Garantien für 
den Verkehrsnutzer für erforderlich gehalten. 

Mit Rücksicht auf die Besonderheiten der Rechts- 
und Verwaltungssysteme der einzelnen Mitglied- 
staaten beschränkt sich die vorgeschlagene Rege- 
lung auf allgemeine Bestimmungen. Aufgabe der 
Mitgliedstaaten ist es, nach Konsultatien der Kom- 
mission die Durchführungsmaßnahmen zu erlassen. 
Wegen der schon angeführten besonderen Bedeu- 
tung der fachlichen Eignung werden gemeinsame 
Regeln für die Berufsausbildung der Verkehrsunter- 
nehmer und das geforderte Niveau ihrer Kenntnisse 
durch eine Richtlinie erlassen werden. 

7. Mit den Maßnahmen zur Kapazitätsüberwachung 
(vielfach „objektive Bedingungen" genannt) soll in 
erster Linie dazu beigetragen werden, daß eine 
elastische und ständige Anpassung des Angebots der 
Verkehrsleistungen an den tatsächlichen Verkehrs- 
bedarf zustande kommt. 

Um dieses Ziel zu erreichen, erscheint eine gewisse 
Marktintervention der öffentlichen Hand erforder- 
lich. Diese Intervention muß jedoch auf ein unbe- 
dingt erforderliches Mindestmaß begrenzt werden 
und darf vor allem weder eine Koordinierung durch 
hoheitliche Aufteilung des Verkehrsaufkommens 
zwischen den Verkehrsträgern noch den Schutz eines 
bestimmten Verkehrsträgers bezwecken; überdies 
muß sie die Bildung bestimmter Formen von uner- 
wünschten Zusammenschlüssen verhindern. 

Dieser Vorschlag bezieht sich hinsichtlich der objek- 
tiven Bedingungen nur auf den inländischen Ver- 
kehr, nachdem der grenzüberschreitende Verkehr 
bereits durch den Verordnungsvorschlag über die 
Bildung eines Gemeinschaftskontingents und die 
Anpassung der bilateralen Kontingente erfaßt wird. 


8. Die von der Kommission vorgeschlagene Rege- 
lung für den gewerblichen Güterkraftverkehr beruht 
auf nachstehenden Faktoren: 

— allgemeine Annahme eines Genehmigungs- 
systems; 

— Festlegung von Teilmärkten innerhalb des Ver- 
. kehrsmarktes; 

— Festlegung abgestufter Maßnahmen für die 
Kapazitätsüberwachung auf Grund der Struktur 
und der Besonderheiten der verschiedenen 
Märkte; 

— Einführung eines ständigen Marktüberwachungs- 
systems. 

Geeignete Bestimmungen werden außerdem für den 
Werkverkehr vorgesehen. 

9. Die allgemeine Annahme eines Genehmigungs- 
systems stellt das geeignete Mittel dar, um den zu- 
ständigen Behörden eine ausreichende Überwachung 
des Marktes zu ermöglichen. 

Um den Verkehrsunternehmern eine rationelle Nut- 
zung des Materials zu ermöglichen, wird vorgeschla- 
gen, daß die Genehmigungen für eine Gesamtton- 
nage erteilt werden. 

10. Der Verkehrsmarkt setzt sich, wie auch andere 
Märkte, aus Teilmärkten zusammen, die kurzfristig 
nicht vereinigt oder einheitlich organisiert werden 
können. 

So gibt es Teilmärkte, die vom Umfang des jeweili- 
gen Gebiets und anderen Merkmalen (z. B. der be- 
förderten Güter, Eigenschaften der verwendeten 
Fahrzeuge usw.) bestimmt sind. 

Eine Gemeinschaftsregelung wird nur dann wirksam 
sein und gleichzeitig trotzdem auf eine Integrierung 
dieser verschiedenen Verkehrsmärkte binwirken, 
wenn sie diesen unterschiedlichen Gegebenheiten, 
vor allem dem Bestehen von Gebietsteilmärkten 
(örtlichen, regionalen und nationalen Märkten), 
Rechnung trägt. 

11. Die Kapazitätsüberwachung und die zu diesem 
Zweck vorgesehenen Zulassungsregeln beruhen auf 
dem Grundsatz der Überprüfung der Lage jedes 
einzelnen Unternehmens. Diese Überprüfung er- 
streckt sich auf dem von dem Unternehmen angege- 
benen Verkehrsbedarf, und bei schon auf dem Markt 
befindlichen Unternehmern auf deren Betriebsbedin- 
gungen, d. h. die Ausnutzung der Kapazität und die 
erzielte Rentabilität. 

Allerdiings muß daneben eine Überwachung der all- 
gemeinen Marktlage und eine Kontrolle der Gesamt- 
kapazität stattfinden. Für die regionalen Gebiets- 
teilmärkte erscheint es ausreichend, die Möglichkeit 
der Sperrung der Ausgabe neuer Genehmigungen 
für den Fall vorzusehen, daß auf Grund bestimmter 
Indikatoren das Vorhandensein oder die Entstehung 
eines Kapazitätsüberhangs offenkundig wird. 

Für die großen nationalen Märkte erscheint es je- 
doch zur wirksameren Überwachung notwendig, 
nicht nur die einzelne Lage jedes Unternehmens im 
Zeitpunkt der Überprüfung, sondern auch die weiter- 
gehenden Auswirkungen der Entwicklung der Ge- 
samtkapazität zu berücksichtigen, um bessere Be- 
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dingungen für eine elastische Angebotsentwicklung 
zu schaffen. Zu diiesem Zweck ist es erforderlich, sich 
auf die Entwicklungsperspektiven der Verkehrsnach- 
frage zu stützen. 

Um eine allzu starre Vorausschau zu vermeiden, ist 
es zweckmäßig, die Entwicklung in den Rahmen 
eines mehrjährigen Indikativprogramms mit flexib- 
lem Charakter einzufügen, das unter Berücksichti- 
gung der großen gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lungstendenzen erstellt wird. Dieses Indikativpro- 
gramm muß auf das Programm der mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik, gegebenenfalls auf die nationa- 
len Programme oder Pläne abgestellt sein. 

12. Die im Rahmen des oben erwähnten Indikativ- 
programms festgelegte zulässige Gesamtkapazität 
muß vorab zwischen denjenigen Antragstellern, die 
schon eine Tätigkeit auf dem Verkehrsmarkt aus- 
üben und denjenigen, die erstmalig die Zulassung 
zum Verkehrsmarkt begehren, aufgeteilt werden. 

Diese Aufteilung muß unter Berücksichtigung der 
gegenwärtig sehr weitgehenden Aufsplitterung des 
Gewerbes, wie sie auch aus den nachstehend ange- 
führten Angaben hervorgeht, und der Notwendig- 
keit zur Förderung einer gewissen Erweiterung der 
Betriebsgrößen vorgenommen werden. 


Selbst wenn man nur die für den gewerblichen Ver- 
kehr verwendeten Fahrzeuge in Betracht zieht, stellt 
die Nutzlast der Fahrzeuge bis zu 3 t im Durchschnitt 
nur etwa 7 ®/o der gesamten Nutzlast der im gewerb- 
lichen Verkehr verwendeten Fahrzeuge dar. 


13. Es erscheint angezeigt, den Staaten die Mög- 
lichkeit zu geben, von Maßnahmen der Kapazitäts- 
überwachung für örtliche Märkte mit geringer Aus- 
dehnung abzusehen, weil auf diesen Märkten ein zu- 
friedenstellendes Gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage auch ohne besondere Maßnahmen 
der Marktüberwachung einzutreten vermag. Aus 
diesem Grunde wurden auch schon die grenzüber- 
schreitenden Beförderungen im Nahverkehr der 
Grenzzonen durch die erste Richtlinie vom 23. Juli 
1962 freigestellt. 


14. Mit einer derartigen Regelung müßte es grund- 
sätzlich möglich sein, eine angemessene Anpassung 
des Angebots an die Nachfrage herbeizuführen. Je- 
doch können Irrtümer bei Einschätzung der Lage so- 
wohl bei den Entscheidungen der Unternehmen als 
auch bei den Entscheidungen der Behörden auf- 


Zahl der Unternehmen des Güterkraftverkehrs 


Zahl der Fahrzeuge 
pro Unternehmen 

Deutsch- 
land *) 

Frankreich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

EWG 

1 

4 972 

14 122 

100 011 

4 912 

8 321 

132 338 

2 

2518 

6 430 

24 204 

2 192 

1 521 

36 965 

3 et plus 

2 950 

9 935 

11 632 

4 700 

2 037 

31 302 

Total 

10 440 

30 48? 

135 847 

11 800 

11 879 

200 505 


3 nur die Unternehmen des Güterfernverkehrs 


Die Erteilung der Genehmigungen innerhalb jeder 
der beiden Gruppen richtet sich auch nach dem von 
den Unternehmern jeweils zu deckenden Verkehrs- 
bedarf und den Bedingungen der Ausnutzung der 
bereits erteilten Kapazität. 

Eine solche Regelung bringt, vor allem im Verhält- 
nis zu den in einigen Mitgliedstaaten bestehenden 
Regelungen, eine erhebliche Lockerung der Bedin- 
gungen des Zugangs zum Markt mit sich. 

Wegen ihrer geringen wirtschaftlichen Auswirkun- 
gen ist für die Beförderung mit Fahrzeugen von be- 
grenzter Tonnage (bis zu 3 t Nutzlast) auf dem Ge- 
biet der Kapazitätskontrolle eine freiheitliche Rege- 
lung vorgesehen worden. Nach den in einigen Mit- 
gliedstaaten verfügbaren statistischen Unterlagen 
wurden diese Fahrzeuge sehr wenig im gewerb- 
lichen Verkehr verwendet; die Aufteilung zwischen 
gewerblichem und Werkverkehr ist die nachfol- 
gende; 

— Fahrzeuge im gewerblichen Verkehr . . 5,10 Vo 

— Fahrzeuge im Werkverkehr 94,90 ®/o. 


treten; darüber hinaus ist es möglich, daß auf Grund 
unvorhergesehener Schwankungen der Verkehrs- 
nachfrage zuweilen beträchtliche Änderungen der 
Marktlage eintreten. Daher ist es unerläßlich, eine 
ständige Marktüberwachung sowie Eingriffsmöglich- 
keiten vorzusehen, durch die solchen Situationen be- 
gegnet wird. Dabei handelt es sich vor allem, wie 
schon erwähnt, um die Sperrung der Ausgabe neuer 
Genehmigungen. 

15. Was die im Werkverkehr eingesetzten Fahr- 
zeuge anbetrifft, so erscheint eine Kapazitätsüber- 
wachung deshalb nicht notwendig, weil diese Fahr- 
zeuge ausschließlich für den Bedarf der betreffenden 
Unternehmen verwendet werden. Allerdings muß 
gewährleistet sein, daß diese Fahrzeuge nicht für 
Beförderungen im gewerblichen Verkehr verwendet 
werden. 

Ebenso wie die Beförderungen im Werkverkehr 
werden auch Beförderungen mit Fahrzeugen behan- 
delt, die für die Zeitdauer von mindestens einem 
Jahr angemietet sind. 
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16. Die in dieser Verordnung sowie in der Verord- 
nung über die Bildung eines Gemeinschaftskontin- 
gents und die Anpassung der bilateralen Kontin- 
gente vorgeschlagenen Maßnahmen ermöglichen es 
lediglich, ein erstes Stadium der Integration des Ver- 
kehrsmarktes im Bereich der Gemeinschaft zu er- 
reichen. 

Diese Integration macht die aufeinanderfolgende 
Durchführung verschiedener weiterer Maßnahmen 
erforderlich. 

Auf dem Gebiet der Kapazitätsüberwachung hatte 
die Kommission in ihrem Vorschlag einer Verord- 
nung über die Bildung eines Gemeinschaftskontin- 
gents und die Anpassung der bilateralen Kontin- 
gente die fortschreitende Aufhebung der bilatera- 
len Kontingente, die Ausweitung des Gemeinschafts- 
kontingents und die Einführung eines Verfahrens 
für die Erteilung von Gemeinschaftsgenehmigungen 
an die Verkehrsunternehmer vorgesehen. 

Sobald sich auf Grund der gewonnenen Erfahrung 
und der erzielten Ergebnisse die Möglichkeit ergibt, 
sollten auch diese Maßnahmen angenommen wer- 
den. 

Was die Zulassung nicht ansässiger Verkehr^unter- 
nehmer zum inländischen Verkehr in einem Mit- 
gliedstaat anbetrifft, so sind die durch diesen Vor- 
schlag eröffneten Möglichkeiten noch sehr begrenzt. 
Die Kommission ist der Auffassung, daß in Richtung 
auf eine uneingeschränkte Zulassung fortgeschritten 
werden sollte, so daß die Inhaber von Gemein- 
schaftsgenehmigungen in die Lage versetzt werden, 
inländische Beförderungen auszuführen. 

In der sich hieraus ergebenden Zwischenphase wird 
ein gemeinsamer Verkehrsmarkt schrittweise Zu- 
standekommen, während daneben Teilmärkte wei- 
terfortbestehen, deren Abtrennung und deren Eigen- 
ständigkeit sich jedoch zunehmend vermindern wird. 
Wesentlich für diese Phase ist es, daß die nationalen 
Behörden und die Gemeinschaftsinstanzen immer 
enger Zusammenarbeiten und zwar insbesondere bei 
der Erstellung der vorausschauenden Programme für 
die Entwicklung der Kapazität und der Bedingungen 
für die Erteilung der Genehmigungen. 

Die Durchführung dieser aufeinanderfolgenden Maß- 
nahmen auf dem Gebiet des Zugangs zum Markt 
sowie der Maßnahmen, die parallel hierzu auf dem 
Gebiet der Tarifregelung und der Angleichung der 
Wettbewerbsbedingungen ergriffen werden, wird 
zur Folge haben, daß die Bedingungen, unter denen 
die verschiedenen Märkte funktionieren, zunehmend 
einander angeglichen werden. Auf diese Weise wird 
es möglich, in das Endstadium des einheitlichen 
Marktes überzugehen; dieser wird durch Markt- 
transparenz und durch die Möglichkeit gekennzeich- 
net sein, daß die Preise sich für vergleichbare Lei- 
stungen in allen Teilen der Gemeinschaft rasch an- 
passen. 

Die Kommission wird in dem Maße, zu dem die er- 
forderlichen Bedingungen erfüllt sind, die entspre- 
chenden Vorschläge vorlegen. 


7) Dok. VII/KOM (63/169 vom 10. Mai 1963) 


Besondereüberlegungen 

TITEL I 

Definitionen und Anwendungsbereich 

Artikel 1 

In diesem Artikel werden die wichtigsten Begriffe 
bestimmt, um unterschiedliche Auslegungen zu ver- 
meiden und eine einheitliche Anwendung der vor- 
geschlagenen Regelung sicherzustellen. 

Da mit der vorgeschlagenen Regelung eine wirk- 
same Kontrolle der vorhandenen Verkehrskapazität 
eingeführt werden soll, gilt der Begriff „Fahrzeug" 
sowohl für alle selbstfahrenden Fahrzeuge als auch 
für Anhänger und Sattelanhänger. 

Mit der Definition des Begriffes „Güterkraftverkehr" 
soll in erster Linie erreicht werden, daß alle nicht 
auf öffentlichen Wegen durchgeführten Beförderun- 
gen, also vor allem Transporte innerhalb gewisser 
großer Industrieunternehmen, vom Anwendungsbe- 
reich der Regelung ausgeschlossen werden. 

Die Definition des Begriffs des Werkverkehrs be- 
ruht auf den in Artikel 9 der Verordnung Nr. 11 des 
Rats bereits enthaltenen Bestimmungen. 

Um eine lückenlose Abgrenzung zwischen Werkver- 
kehr und gewerblichem Verkehr zu ermöglichen, 
wird die gewerbliche Beförderung von Gütern nega- 
tiv definiert: Hierunter fallen also alle Beförderun- 
gen, die nicht den Bedingungen des Werkverkehrs 
entsprechen. 

Mit der Definition des Begriffs „Linienverkehr" wer- 
den die wesentlichen Merkmale dieser Beförderun- 
gen festgelegt. Damit kann der Begriff des Gelegen- 
heitsverkehrs negativ abgegrenzt werden. 

Artikel 2 

In diesem Artikel wird der Anwendungsbereich der 
vorgeschlagenen Regelung festgelegt. 

Bezüglich der Voraussetzungen für den Zugang zum 
Beruf gelten die in der Verordnung vorgesehenen 
Bestimmungen für die Tätigkeit des Verkehrsunter- 
nehmers sowohl im innerstaatlichen als auch im 
grenzüberschreitenden Verkehr. 

Die Bestimmungen über die Kapazitätsüberwachung 
gelten für Beförderungen, die innerhalb der einzel- 
nen Mitgliedstaaten ausgeführt werden, 

Artikels 

Dieser Artikel bestimmt, daß bestimmte Beförde- 
rungsarten vom Anwendungsbereich der vorge- 
schlagenen Regelung auszuschließen sind, weil sie 
wegen ihrer verhältnismäßig geringen Bedeutung 
unter dem Gesichtspunkt der Kapazität und der be- 
sonderen Beschaffenheit der beförderten Güter nur 
eine verhältnismäßig geringe Auswirkung auf die 
gemeinsame Verkehrspolitik haben. 
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TITEL II 

Bedingungen für den Zugang zum Beruf des 
Güterkraftverkehrsunternehmers im innerstaat- 
lichen und im grenzüberschreitenden Verkehr 

Artikel 4 
Absatz 1 

Für den Zugang zum Beruf gelten drei Arten von 
Voraussetzungen: 

— persönliche Zuverlässigkeit 

— finanzielle Leistungsfähigkeit 

— fachliche Eignung. 

Durch diese Voraussetzungen soll eine qualitative 
Auswahl der Bewerber für den Beruf des Verkehrs- 
unternehmers im Interesse einer optimalen Organi- 
sation des Verkehrsmarktes bei gleichzeitiger Be- 
rücksichtigung der Belange der Verkehrsunterneh- 
mer, der Verkehrsnutzer und der Allgemeinheit ge- 
währleistet werden. 

Die Einführung von Voraussetzungen für den Zu- 
gang zum Beruf kann zur Sicherung eines vernünf- 
tigen Marktverhaltens und der wirtschaftlichen Sta- 
bilität des Unternehmens, zur Verbesserung der 
Qualität der Verkehrsleistungen, zur Senkung der 
Kosten und zur Erhöhung der Rentabilität des Fahr- 
zeugparks beitragen. 

Absatz 2 

Das Erfordernis der Zuverlässigkeit ist in erster 
Linie dadurch gerechtfertigt, daß der Verkehrsunter- 
nehmer den Verkehrsnutzern vor allem im Hinblick 
auf die Integration der Märkte die erforderlichen 
Garantien bieten muß. 

Die vorgeschlagene Regelung beschränkt sich darauf, 
den Strafregisterauszug als Beweismittel anzufüh- 
ren-, welche Verbrechen, Vergehen und sonstige 
Verstöße im einzelnen das Verbot der Berufsaus- 
übung nach sich ziehen, ist von den Mitglied- 
staaten zu bestimmen. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß die Aufstellung einheitlicher Regeln eine vor- 
herige Harmonisierung des Strafrechts der Mitglied- 
staaten erforderlich machen würde, was gegenwärtig 
noch nicht realisierbar erscheint. Durch das in, 
Artikel 48 vorgesehene Konsultationsverfahren 
kann jedoch eine ausreichende Harmonisierung der 
einzelstaatlichen Regelungen gewährleistet werden, 
da das Hauptziel nicht einheitliche Maßnahmen, 
sondern in ihrer Wirkung gleichwertige Maßnahmen 
sind. 

Absatz 3 

Mit dem Nachweis der finanziellen Leistungsfähig- 
keit soll vor allem sichergestellt werden, daß das 
Unternehmen seine Tätigkeit tatsächlich aufnehmen 
kann und eine gesunde Finanzgeb ahrung hat. 

Durch das Erfordernis eines ausreichenden Eigen- 
kapitals kann vermieden werden, daß hohe Finanz- 


lasten als Folge eines unangemessen hohen Fremd- 
kapitalanteils die Marktstabilität des Unterneh- 
mens gefährden oder den Verkehrsunternehmer ver- 
anlassen, Beförderungen zu wirtschaftlich nicht ver- 
tretbaren Preisen durchzuführen, um den eingegan- 
genen Verpflichtungen nachkommen zu können. 

Mit Rücksicht auf die wirtschaftlichen und sozialen 
Besonderheiten in den Mitgliedstaaten sieht der 
Vorschlag der Kommission lediglich die Einführung 
einer solchen Verpflichtung vor, während es den ein- 
zelnen Mitgliedstaaten überlassen bleibt, die Höhe 
des Kapitals zu bestimmen, das die einzelnen Unter- 
nehmen je nach dem Umfang der vorgesehenen 
Transportleistungen nachweisen müssen. 

Absatz 4 

Es ist zu betonen, daß die fachliche Eignung die 
wichtigste Bedingung für den Zugang zum Beruf dar- 
stellt. 

Da der Beruf des Verkehrsunternehmers auf den 
ersten Blick keine besonderen Anforderungen zu 
stellen scheint, wird der Wert der Berufsausbildung 
von den Antragstellern häufig unterschätzt. Die 
immer komplizierteren Regelungen wie auch die 
Probleme auf dem Gebiet der Unternehmensfüh- 
rung und insbesondere der Selbstkostenermittlung 
stellen diese Verkehrsunternehmer indessen sehr 
rasch vor Schv/ierigkeiten, die ohne gründliche 
fachliche Ausbildung nicht gemeistert werden kön- 
nen und sich nachteilig auf die Betriebs führung und 
damit auf die Marktlage im allgemeinen auswirken 
können. 

Demzufolge sieht der Vorschlag vor, daß die Berufs- 
kenntnisse durch ein Zeugnis nachzuweisen sind, 
das von den zuständigen Behörden nach einer Prü- 
fung erteilt wird. 

Artikel 5 

Um auf Gemeinschaftsebene zu einem einheitlichen 
Niveau in der fachlichen Eignung zu gelangen, be- 
stimmt dieser Absatz in allgemeiner Form die Sach- 
gebiete, in denen die Antragsteller ausreichende 
Kenntnisse vorweisen müssen, um zum Beruf des 
Verkehrsunternehmers im innerstaatlichen Verkehr 
zugelassen zu werden. Für die Zulassung zum grenz- 
überschreitenden Verkehr erscheint der Nachweis 
zusätzlicher Kenntnisse unerläßlich für eine ein- 
wandfreie Erledigung dieser Transporte. 

Artikel 6 

Um eine spätere vollständige Angleichung der An- 
forderungen an die fachliche Eignung zu sichern, ist 
in dem Vorschlag vorgesehen, daß die Kommission 
in einer Richtlinie gemeinsame Regeln für die 
Prüfungsprogramme sowie für fachliche Ausbildung 
aufstellt. 

Artikel 7 

Mit den in diesem Artikel vorgesehenen Maßnah- 
men soll die Kontinuität der Unternehmensführung 
im Falle des Ablebens des Unternehmensinhabers 
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oder der mit der täglichen Geschäftsführung be- 
trauten Person sichergestellt werden. 

Bei der Festsetzung einer einjährigen Übergangsfrist 
wurde insbesondere die Zeitdauer berücksichtigt, die 
zur Erlangung der geforderten fachlichen Kennt- 
nisse notwendig ist. 

Für juristische Personen erscheint eine Zeitdauer 
von 3 Monaten ausreichend, um einen verstorbenen 
Geschäftsleiter durch einen Nachfolger zu ersetzen. 

Artikel 8 

Die im ersten Absatz dieses Artikels vorgesehene 
abweichende Regelung für natürliche oder juristische 
Personen, die Werkverkehr betreiben, erscheint des- 
halb logisch, weil in diesem Fall die Tätigkeit des 
Unternehmens auf dem Verkehrssektor nur für das 
Unternehmen selbst Auswirkungen hat; die Aus- 
nahmebestimmung für Beförderungen mit Fahrzeu- 
gen mit niedriger Nutzlast ist in Anbetracht ihrer 
geringen wirtschaftlichen Bedeutung gerechtfertigt. 

Bei den mit der täglichen Geschäftsführung von 
Straßenverkehrsbetrieben der öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften und der nationalen Eisenbahngesell- 
schaften betrauten Personen wird angesichts der Be- 
dingungen für die Ausübung ihrer Tätigkeit unter- 
stellt, daß sie die Voraussetzungen der Zuverlässig- 
keit erfüllen. Dagegen muß verlangt werden, daß 
sie die gleichen fachlichen Anforderungen wie pri- 
vate Verkehrsunternehmer erfüllen. 


TITEL III 

Kapazitätsüberwachung 
im Gelegenheitsverkehr innerhalb eines 
Mitgliedstaates 

ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 
Artikel 9 

Mit der allgemeinen Einführung der Genehmigungs- 
pflicht für den Gelegenheitsverkehr soll insbeson- 
dere den zuständigen Stellen Gelegenheit geboten 
werden, die Maßnahmen zur Kapazitätsüberwachung 
durchzuführen und die Entwicklung der Kapazität 
sowie ihre Verteilung auf den verschiedenen Teil- 
märkten zu verfolgen. 

Zur Erleichterung von Straßenkontrollen wurde vor- 
gesehen, daß an den Fahrzeugen ein Kennzeichen 
anzubringen ist. 

Artikel 10 

Die Begrenzung der Geltungsdauer der Genehmi- 
gung bildet eine Voraussetzung für die Einführung 
eines auf objektiven Kriterien fußenden Auswahl- 
systems. 


Bei der Festsetzung der Geltungsdauer auf 7 Jahre 
wurde die durchschnittliche Lebensdauer der im 
Güterkraftverkehr verwendeten Fahrzeuge berück- 
sichtigt. 

Artikel 11 

Um dem Verkehrsunternehmer eine rationelle Nut- 
zung seines Fuhrparks zu gestatten, erstrecken sich 
die Genehmigungen auf eine Gesamtnutzlastton- 
nage. 

So können die Verkehrsunternehmer selbst die Teil- 
tonnagen festlegen, in die die Gesamttonnage unter- 
teilt werden soll. 

Die von der Genehmigung gedeckte Gesamtnutzlast- 
tonnage bildet gleichzeitig die Grundlage für die 
Überprüfung der Kapazitätsausnutzung (individuelle 
Überprüfung) bei Anträgen auf Erneuerung der Ge- 
nehmigung oder auf Ausweitung der zugelassenen 
Kapazität. 

Durch das System der Eintragungsbescheinigungen, 
die für jeden Fahrzeugtyp nach seiner technischen 
Beschaffenheit und insbesondere nach seiner Höchst- 
nutzlast ausgestellt werden, kann der Verkehrs- 
unternehmer die eingesetzten Fahrzeuge entspre- 
chend den Betriebserfordernissen ohne Verwaltungs- 
formalitäten untereinander austauschen oder erset- 
zen, ohne daß gleichzeitig die Möglichkeit einer 
wirksamen Kontrolle eingeschränkt wird. 

Mit der Auflage für den Verkehrsunternehmer, der 
zuständigen Behörde die von -ihm in Betrieb genom- 
menen Fahrzeuge anzuzeigen, soll den für die 
Marktüberwachung zuständigen Behörden die Mög- 
lichkeit geboten werden, die Ausnutzung der geneh- 
migten Nutzlast in Erfahrung zu bringen. 

Artikel 12 

Die Möglichkeit einer Übertragung der Beförde- 
rungsgenehmigung ist mit Rücksicht auf die berech- 
tigten Interessen erforderlich, die eine solche Über- 
tragung vor allem im Falle des Ablebens des Geneh- 
migungsinhabers notwendig machen können. 


ABSCHNITT II 

Aufteilung nach Beförderungsarten 
A r t i k e 1 1 3 

Für den Gelegenheitsverkehr erschien eine Untertei- 
lung nach verscheidenen Beförderungsarten unter 
Berücksichtigung der Struktur und der Merkmale 
der Teilmärkte erforderlich, die in der Gemeinschaft 
festgestellt werden können. 

Diese Unterteilung wird durch die Tatsache gerecht- 
fertigt, daß die Fläche und insbesondere die Wirt- 
schaftsstruktur der Märkte in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft beträchtliche 
Unterschiede aufweisen. Außerdem äußern sich die 
Verkehrsbedürfnisse in den verschiedenen Regionen 
der Gemeinschaft mit unterschiedlicher Intensität 


20 



iDeutischer Bundiestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2000 


und mit unterschiedlichen Merkmalen, und zwar 
sowohl auf nationaler als auf regionaler Ebene. 

So sind Teilmärkte je nach dem Umfang der Gebiete 
und nach den Eigenarten der verwendeten Fahrzeuge 
abgegrenzt worden. 

Mit einer solchen Einteilung läßt sich vor allem eine 
Abstufung der staatlichen Eingriffe aufgrund ge- 
meinsamer allgemeiner Grundsätze je nach den 
meist einheitlichen Merkmalen der so abgegrenzten 
Teilmärkte erreichen. Gleichzeitig ermöglicht sie die 
differenzierte Überwachung dieser Teilmärkte und 
kann somit die Deckung des spezifischen Verkehrs- 
bedarfs der verscheidenen Regionen erleichtern. 

Die Mindestoberfläche von 7500 km^ soll die Schaf- 
fung zu kleiner Zonen vermeiden, durch die die 
Erreichung der mit der Regelung angestrebten Ziele 
behindert werden könnte. Sie entspricht einer Fläche 
innerhalb eines Kreises mit einem Halbmesser von 
50 km, so daß Zonen abgegrenzt werden können, die 
in bezug auf die wirtschaftliche Struktur des Ver- 
kehrs weitgehend gleichartig sind. Für die Mitglied- 
staaten, deren Hoheitsgebiet eine geringere Fläche 
als die obengenannte Mindestfläche aufweist, ist 
vorgesehen, daß die Mindestfläche auf die Ausdeh- 
nung ihres Hoheitsgebiets beschränkt wird. 

Artikel 14 

Diese Bestimmung ist vorgesehen worden, um die 
Berücksichtigung von Besonderheiten in bestimmten 
Mitgliedstaaten zu ermöglichen. 


ABSCHNITT III 

Beförderungen in der A-Zone 

Artikel 15 
Ohne Kommentar 

Artikel 16 und 17 

Die Zulassungsregelung für die A-Zone beruht auf 
dem Grundsatz der nach wirtschaftlichen Kriterien 
vorgenommenen Überprüfung des Bedarfs jedes 
Unternehmens. 

Für die Erstzulassung und die Ausweitung der Kapa- 
zität bestehen diese Kriterien im wesentlichen in 
einer Vorausschau auf die Ausnutzung der beantrag- 
ten Kapazität und ihrer Rentabilität. 

Was die Ausweitung der Kapazität anbetrifft, ist die 
vorab zu überprüfende ausreichende quantitative 
und qualitative Nutzung der bereits genehmigten 
Beförderungskapazität als zusätzliches Kriterium 
vorgesehen. 

Die Beachtung dieser Kriterien sollte zur Auslese der 
Unternehmen und dadurch zur Gesundung des Mark- 
tes beitragen. 

Die den Staaten eingeräumte Möglichkeit zur Be- 
grenzung der Tonnage bei Erstzulassungen soll das 
Risiko einer plötzlichen Störung des Marktgleich- 


gewichtes infolge einer plötzlichen Kapazitätszu- 
nahme ausschließen. 


ABSCHNITT IV 

Beförderungen in der B-Zone 

Artikel 18 
Kein Kommentar 

Artikel 19 

Für die Beförderungen in der B-Zone wurden die bei 
Beförderungen in der A-Zone für die individuelle 
Überprüfung vorgesehenen Kriterien durch die von 
jedem Mitgliedstaat vorzunehmende Globalermitt- 
lung des Verkehrsbedarfs ergänzt. 

Diese globale Ermittlung erfolgt durch ein Indikativ- 
programm für die Kapazitätsentwicklung, in dem 
einerseits die besondere Lage jedes Mitgliedstaates 
und andererseits die allgemeinen Ausrichtungen des 
Programms zur mittelfristigen Wirtschaftspolitik der 
Gemeinschaft berücksichtigt werden. 

Auf dieser Grundlage wird das Volumen der auf den 
Markt zuzulassenden Gesamtkapazität festgelegt. 

Dieses Globalvolumen der benötigten Kapazität wird 
folglich keine restriktive Wirkung haben, sondern 
sich nach dem Gesamtverkehrsbedarf richten. Da 
jedoch alle Verkehrsunternehmer, die die in Arti- 
kel 23 vorgesehenen Bedingungen erfüllen, die 
Erneuerung ihrer Genehmigungen erhalten, haben 
die Behörden praktisch keine Möglichkeit, ein vor- 
handenes Kapazitätsvolumen zu verringern. Da- 
durch möglicherweise entstehende Kapazitätsüber- 
hänge müssen im Laufe der Zeit im Zuge eines stei- 
genden Verkehrsbedarfs aufgezehrt werden. 

Bei der Ermittlung des Umfangs einer etwaigen zu- 
sätzlichen Kapazität müssen die Mitgliedstaaten im 
Rahmen des vorhandenen Kopazitätsvolumens auch 
die künftigen Beförderungsleistungen von nicht an- 
sässigen Verkehrsunternehmern berück&iditigen. 

Die Veröffentlichung der Beschlüsse der zuständigen 
Behörden kann den Transportunternehmern zur bes- 
seren Orientierung bei ihren Fahrzeuginvestitionen 
verhelfen. 

Artikel 20 

Die zusätzliche Kapazität wird auf die Antragsteller, 
die schon als Verkehrsunternehmer tätig waren und 
solchen, die erstmalig die Zulassung beantragen, 
aufgeteilt. 

Eine solche Maßnahme erscheint im Interesse einer 
Gleichbehandlung der Verkehrsunternehmer, einer 
qualitativen Auswahl der Unternehmer und der Ent- 
wicklung der Unternehmensgrößen unerläßlich. 

Entsprechend dem Grundsatz, wonach eine Kapazi- 
tätserweiterung nur bewilligt werden kann, wenn 
der Antragsteller eine zufriedenstellende Auslastung 
der bereits genehmigten Kapazität nachgewiesen 
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hat, wird dem Verkehrsunternehmer, der bereits 
eine Verkehrsgenehmigung für die B-Zone besitzt 
und eine Kapazitätsausweitung beantragt, zur Auf- 
lage gemacht, Nachweise über die Verkehrsleistun- 
gen und Einnahmen in den zwei Jahren vor der 
Antragstellung zu erbringen. 

Auf diese Weise erhalten die zuständigen Behörden 
eine Handhabe, um das Marktverhalten des Antrag- 
stellers zu überprüfen, bevor sie den Antrag auf 
Kapazitätsausweitung bescheiden. 

Für Antragsteller, die bereits als Verkehrsunterneh- 
mer in der A-Zone tätig waren und eine Beförde- 
rungsgenehmigung für die B-Zone mit dem Ziele der 
Erstzulassung beantragen, ist der Nachweis der Aus- 
lastung der bereits genehmigten Kapazität freiblei- 
bend. 

Da der Zugang zur A-Zone allen Antragstellern 
offensteht — selbst wenn sie bisher noch nicht als 
Verkehrsunternehmer tätig waren — , können den 
Antragstellern, die eine Tätigkeit in der A-Zone aus- 
geübt haben und eine Erstzulassung zur B-Zone 
beantragen, keine Auflagen (vom Nachweis des 
neuen Bedarfs abgesehen) gemacht werden. 

Dagegen erscheint es gerechtfertigt, diesen Antrag- 
stellern die Möglichkeit einzuräumen, einen Nach- 
weis über ihre bisherige Tätigkeit und gegebenen- 
falls über den Erfolg ihrer Betriebsführung zu er- 
bringen, um diese Ergebnisse im Hinblick auf die 
für die Erteilung der Genehmigungen vorgesehene 
Rangfolge geltend machen zu können. 

Eine nach obigen Kriterien festgelegte Rangfolge für 
jede der beiden Kategorien, auf die die verfügbare 
Kapazität aufgeteilt wird, garantiert nicht nur jedem 
Antragsteller die Möglichkeit eines Zugangs zur 
B-Zone, sondern gestattet gleichzeitig, die tatsäch- 
liche Eignung der Bewerber für die Führung eines 
Verkehrsunternehmens zu berücksichtigen. 

Schließlich ist zu betonen, daß für die Verteilung der 
zulässigen zusätzlichen Kapazität auf die verschiede- 
nen Antragsteller einzig diejenigen Kriterien maß- 
gebend sind, die sich auf die Kapazitätsausnutzung 
beziehen. 

Eine solche Maßnahme kann folglich einen gesunden 
Wettbewerb zwischen den Verkehrsunternehmern 
fördern und sie zu einer optimalen Ausnutzung der 
vorhandenen Kapazität veranlassen, was ebenso im 
Interesse des Verkehrsunternehmers wie auch des 
Verkehrsnutzers und der Allgemeinheit liegt. 


ABSCHNITT V 

Gemeinsame Bestimmungen 
für die Beförderungen in der A-Zone 
und der B-Zone 

Artikel 21 

Die Bestimmungen über die Erneuerung der Geneh- 
migungen sind für die A- und B-Zone einheitlich. Der 
Verkehrsunternehmer wird lediglich einer Überprü- 


fung der bereits genehmigten Kapazität nach den für 
die Ausweitung der Kapazität in der A-Zone gelten- 
den Bedingungen unterzogen. 

Wenn die vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind, 
kann dem Verkehrsunternehmer keinerlei Kapazi- 
tätsbeschränkung zur Beseitigung etwaiger Markt- 
Ungleichgewichte auferlegt werden. 


Artikel 22 

Die in diesem Artikel genannten Einheitsnormen 
sind Mittelwerte, die normalerweise erreicht werden 
müssen, um mit einem Fahrzeug eines bestimmten 
Typs einen rationellen Betrieb zu erzielen. 

Solche Normen müssen der Würdigung der Ver- 
kehrsleistungen des Antragstellers bei den indivi- 
duellen Überprüfungen nach den Vorschriften dieser 
Regelung zugrundegelegt werden. 

Wegen der Unterschiedlichkeit der Faktoren, die in 
den verschiedenen Mitgliedstaaten die Zusammen- 
setzung der Verkehrsleistungen und der Einnahmen 
beeinflussen können, werden die Normen von den 
Mitgliedstaaten nach einem gemeinschaftlichen Ver- 
fahren festgelegt. Sie können nach Regionen unter 
Berücksichtigung des Verkehrsaufkommens abge- 
wandelt werden. 

Artikel 23 

Die den Mitgliedstaaten eingeräumte Befugnis, die 
Erteilung der Genehmigungen von einer zusätzlichen 
Überprüfung der Rentabilität der Unternehmen ab- 
hängig zu machen, gibt sowohl den Behörden als 
auch den Verkehrsunternehmen die Möglichkeit, die 
Überprüfung der Betriebsführung durch einen Ver- 
gleich der Einnahmen mit den effektiven Kosten zu 
vertiefen. 

Artikel 24 

Die von den Behörden aufgrund der Überprüfungen 
festgelegte Tonnage soll die Deckung des tatsäch- 
lichen Verkehrsbedarfs ermöglichen und die Ent- 
stehung eines Kapazitätsüberhangs vermeiden. 


ABSCHNITT VI 

Beförderungen im Nahverkehr 


Artikel 25 

In den durch die geringe Beförderungsweite (Um- 
kreis von 50 km) gekennzeichneten Teilmärkten ver- 
mag ein Gleichgewicht zwischen Angebot und Nach- 
frage einzutreten, ohne daß Maßnahmen der Markt- 
organisation erforderlich wären. 

Deshalb erscheint es zweckmäßig, den Mitgliedstaa- 
ten die Befugnis zu überlassen, für diese Transporte 
keine Kapazitätsüberwachung einzuführen. 
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ABSCHNITT VII 

Marktüberwachung 

Artikel 26 

Die Mitgliedstaaten müssen eine ständige Markt- 
überwachung einführen, um das Vorhandensein oder 
die Bildung eines etwaigen Kapazitätsüberhangs 
festzustellen und die notwendigen Maßnahmen zur 
Abhilfe treffen zu können. Diese Überwachung stützt 
sich auf eine gewisse Anzahl von Kriterien mit weit- 
gehend pragmatischem Charakter, nämlich: 

a) die allgemeine Tendenz der Beförderungspreise. 
Ein spürbares und anhaltendes Absinken des 
Preisniveaus, vor allem unter die Kostengrenze, 
wäre ein Anzeichen für ruinösen Wettbewerb, 
der möglicherweise auf einen Kapazitätsüber- 
hang zurückzuführen ist; 

b) der Nutzungsgrad der vorhandenen Kapazität, 
der aus der Verkehrsstatistik ersichtlich ist. Eine 
Verringerung dieses Nutzungsgrades könnte be- 
reits ein wichtiges Symptom für einen Kapazitäts- 
überhang darstellen; 

c) die allgemeine Lage der Verkehrsunternehmen, 
Weit verbreitete finanzielle Schwierigkeiten wie 
auch eine übermäßige Zahl von Konkursfällen 
sind Anzeichen einer Krisensituation, die in der 
Regel auf ein gegenüber der Nachfrage über- 
mäßiges Angebot zurückzuführen ist. 

Artikel 27 

Die den Mitgliedstaaten gebotenen Mittel bei der 
aufgrund der Kriterien nach Art. 26 getroffenen Fest- 
stellung, daß ein Kapazitätsüberhang vorhanden 
oder in Bildung begriffen ist, bestehen vor allem in 
der Möglichkeit, die Erteilung neuer Genehmigun- 
gen zu sperren. 

Eine solche Maßnahme reicht zur Wiederherstellung 
einer normalen Marktlage aus, ohne daß der Entzug 
von Genehmigungen notwendig würde, der für die 
betroffenen Unternehmen schwerwiegende Folgen 
nach sich ziehen könnte. 

Artikel 28 

Die Publizität des Nutzlastangebots und der von den 
Unternehmen gestellten Genehmigungsanträge ist 
vor allem im Interesse der Verkehrsunternehmer, 
die bereits auf dem Markt sind, und der neuen 
Antragsteller erforderlich. 


ABSCHNITT VIII 

Beförderungen mit Fahrzeugen 
mit geringer Nutzlast 

Artikel 29 

Wegen der verhältnismäßig geringen Bedeutung ist 
der Gelegenheitsverkehr mit Fahrzeugen bis zu 3 t 
Nutzlast nicht in den Anwendungsbereich der Be- 
stimmungen über die Kapazitätsüberwachung auf 


dem Gebiet des gewerblichen Gelegenheitsverkehrs 
innerhalb des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaates 
einbezogen worden. 


TITEL IV 

Zulassung nichtansässiger Verkehrsunter- 
nehmer zum Gelegenheitsverkehr innerhalb 
eines Mitgliedstaates 


Artikel 30 

Diese Bestimmung bedeutet den ersten Schritt zur 
Festlegung der Bedingungen für die Zulassung nicht- 
ansässiger Verkehrsunternehmer zu Beförderungen 
innerhalb des Hoheitsgebiets eines Mitgliedstaates 
gemäß Artikel 75 Abs. 1 Buchstabe b) des Vertrags. 

Nach Ansicht der Kommission stellen die Gemein- 
schaftsgenehmigungen im Sinne der Ratsverordnung 
über die Aufstellung eines Gemeinschaftskontin- 
gents und die Anpassung der bilateralen Kontin- 
gente für den Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten die geeignetste Grundlage für die Be- 
rechtigung zu jenen sogenannten „Kabotage“ -Ver- 
kehren dar. 


Artikel 31 

Dieser Artikel bringt eine zweite, sich in den Inte- 
grationsprozeß einfügende Erweiterung im Anschluß 
an die in Artikel 30 genannte Maßnahme mit sich. 


TITEL V 

Werkverkehr 


Artikel 32 

Die Beförderungen im Werkverkehr sind von jeder 
Kapazitätsüberwachung freigestellt. Diese Regelung, 
die im übrigen der in der Mehrzahl der Mitglied- 
staaten bereits bestehenden Lage entspricht, beruht 
auf dem Grundsatz, daß die freie Wahl des Ver- 
kehrsnutzers so weit als möglich gewährleistet sein 
muß. 

Die Beförderungen im Werkverkehr werden mit 
Fahrzeugen ausgeführt, die ausschließlich dem Be- 
trieb des betreffenden Unternehmens zugeordnet 
sind. Infolgedessen ist die Gefahr der Bildung eines 
Kapazitätsüberhangs wesentlich abgeschwächt. 
Jedenfalls würde infolge der spezifischen Zweck- 
bestimmung der Fahrzeuge eine Uberkapazität keine 
Marktstörungen hervorrufen, sofern durch eine 
wirksame Überwachung sichergestellt ist, daß solche 
Fahrzeuge nicht etwa mißbräuchlich für gewerblichen 
Verkehr verwendet werden. Zu Kontrollzwecken 
und im Zusammenhang mit der Vorschrift des Arti- 


23 



Drucksache V/2000 


Deutscher Bundestacji — 5. Wahlperiode 


kels 33 erscheint es jedoch erforderlich, die im 
Werkverkehr eingesetzten Fahrzeuge einer Beschei- 
nigungspflicht zu unterwerfen und den Mitglied- 
Staaten die Befugnis einzuräumen, eine solche Be- 
scheinigung dann abzulehnen, wenn zwischen der 
beantragten Kapazität und dem tatsächlichen Bedarf 
des Unternehmens ein offenkundiges Mißverhältnis 
besteht. 

A nt i k e 1 33 

Das Verbot, Fahrzeuge, die unter einer Beförde- 
rungsbescheinigung für den Werkverkehr laufen, im 
gewerblichen Verkehr einzusetzen oder sie zu ver- 
mieten, ist notwendig, um die Umgehung der Vor- 
schriften für den gewerblichen Verkehr zu vermei- 
den. 

Artikel 34 

Unter Berücksichtigung der für Beförderungen mit 
Fahrzeugen mit weniger als 3 t Nutzlast vorgesehe- 
nen Regelung erscheint die Ausdehung dieser Maß- 
nahmen auf die im Werkverkehr verwendeten 
Fahrzeuge zweckmäßig. 


TITEL VI 

Beratende Organe 


Artikel 35 

Hauptaufgabe der beratenden Ausschüsse ist es, die 
zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten im Hinblick 
auf die Berücksichtigung der verschiedenen Inter- 
essen zu unterstützen. Die Kommission hat daher 
eine Vertretung der verschiedenen Wirtschaftskreise 
in diesen Organen vorgesehen. 

Artikel 36 

Zur Unterstützung der Kommission bei der Erfül- 
lung der ihr durch diese Verordnung übertragenen 
Aufgaben sieht dieser Absatz vor, daß der bereits 
in der Ratsverordnung über die Einführung eines 
Margentarifsystems vorgesehene Ausschuß für die 
Überwachung des Verkehrsmarktes sich auch mit 
den Fragen befaßt, die durch die Anwendung dieser 
Verordnung und der Verordnung über die Aufstel- 
lung eines Gemeinschaftskontingents aufgeworfen 
werden. 

Der Ausschuß kann auf Ersuchen der Kommission 
Stellungnahmen" und auf eigene Initiative Anregun- 
gen unterbreiten. Dank der Aufgaben, die diesem 
Ausschuß auch im Tarifbereich übertragen sind, 
erhält die Kommission eine gründliche Kenntnis 
aller Aspekte des Verkehrsmarktes und kann ihre 
Befugnisse auf dem Gebiet der Kapazitätsüberwa- 
chung in Abstimmung mit ihren Befugnissen auf den 
anderen Gebieten der gemeinsamen Verkehrspolitik 
ausüben. 


TITEL VII 

Kontrolle und Sanktionen 

Artikel 37 

Die Einführung des in diesem Artikel bezeichneten 
Fahrtenberichts ermöglicht den zuständigen Behör- 
den der Mitgliedstaaten nicht nur die Ausübung 
einer wirksamen Kontrolle, sondern auch die Ein- 
holung statistischer Auskünfte, die für die Markt- 
überwachung unerläßlich sind. Zu diesem Zweck 
wird es für erforderlich gehalten, daß die Ver- 
pflichtung zur Anfertigung eines Fahrtenberichts für 
alle Beförderungen einschließlich der im grenzüber- 
schreitenden Verkehr und im Werkverkehr durch- 
geführten gilt. 

Da die Kommission gleichzeitig eine Vereinfachung 
und eine Beschränkung der von den Transportunter- 
nehmen zu führenden Dokumente auf ein Mindest- 
maß anstrebt, ist vorgesehen, daß die Mitgliedstaa- 
ten bestimmen, welche Dokumente für die Beför- 
derungskontrolle durch, den Fahrtenbericht ersetzt 
werden können. 

Artikel 38 

Durch diese Bestimmung soll die Möglichkeit wirk- 
samer Straßenkontrollen gesichert werden. 

Artikel 39 

Der Entzug der nach den Bestimmungen dieser 
Regelung erteilten Beförderungsdokumente ist uner- 
läßlich für eine wirksame Kontrolle auf dem Gebiet 
des Zugangs zum Markt und sonstiger Tätigkeits- 
bereiche der Verkehrsunternehmer. 


TITEL VIII 

Rechtsmittel 

Artikel 40 

Durch die Bestimmungen dieses Artikels soll es den 
Betroffenen ermöglicht werden, gegen die nach dieser 
Regelung getroffenen Entscheidungen Rechtsmittel 
einzulegen, soweit solche nicht schon bestehen. • 


TITEL IX 

Schutzmaßnahmen 

Artikel 41 

Dieser Artikel gibt den Mitgliedstaaten die Möglich- 
keit, bei schweren, durch die Anwendung dieser 
Verordnung auf dem Verkehrssektor entstehenden 
Störungen Schutzmaßnahmen zu ergreifen. 
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Hierzu legt er »ein Gemeinschaftsverfahren fest, das 
mit dem vom Rat für andere Sektoren bereits erlas- 
senen Verfahren übereinstimmt. 


TITEL X 

Übergangsbestimmungen 

Artikel 42 

Eine Übergangszeit von 2 Jahren soll den Staaten 
ermöglichen, die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Ausführungsmaßnahmen zu er- 
greifen. 

Die Bestimmungen über die Zulassung nichtansäs- 
siger Verkehrsunternehmer zum innerstaatlichen 
Verkehr in einem Mitgliedstaat sind vom Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Verordnung anwendbar; 
diese Bestimmung wird getroffen in der Unterstel- 
lung, daß die Verordnung über das Gemeinschafts- 
kontingent zu diesem Zeitpunkt in Kraft getreten ist. 

A r t i k e 1 43 

Diesem Artikel liegt der Grundsatz der Wahrung der 
von einem Verkehrsunternehmer bei Inkrafttreten 
dieser Verordnung bereits erworbenen Rechte zu- 
grunde. 

Der Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Jah- 
ren, während derer der Verkehrsunternehmer eine 
solche Tätigkeit ausgeübt haben muß, damit bei ihm 
die Voraussetzungen für den Zugang zum Beruf als 
erfüllt angesehen werden, wurde unter Berücksich- 
tigung der für den Erwerb der zur Ausübung des 
Berufs eines Verkehrsunternehmers unerläßlichen 
fachlichen Kenntnisse festgelegt. 

Artikel 44 

Auf Grund der Bestimmungen dieses Absatzes kön- 
nen Verkehrsunternehmer, die ihre Tätigkeit auf 
Grund einer Beförderungsgenehmigung oder anderer 


gleichwertiger Bescheinigungen ausüben, Beförde- 
rungen, für die ihre Genehmigung oder Bescheini- 
gung ausgestellt ist, bis zum Ablauf von deren Gel- 
tungsdauer weiterhin durchführen. 


TITEL XI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 45 

Infolge des rein technischen Charakters der in die- 
sem Artikel vorgesehenen Bestimmungen werden 
diese in Form einer Kommissionsverordnung erlas- 
sen. 

Artikel 46 

Auf Grund des in diesem Artikel vorgesehenen Ver- 
fahrens können die Mitgldedstaaten unter Berück- 
sichtigung besonderer einzelstaatlicher Verhältnisse 
die geeignetsten Maßnahmen für die Durchführung 
bestimmter, in dieser Verordnung vorgesehener Be- 
stimmungen erlassen. Durch die vorgesehene Anhö- 
rung der Kommission wird bei diesem Verfahren 
gleichzeitig gewährleistet, daß den erlassenen Durch- 
führungsbestimmungen die gleichen Gemeinschafts- 
prinzipien zugrunde liegen. 

Artikel 47 

Im Rahmen der nach diesem Artikel vorgesehenen 
Maßnahmen kann die Kommission dem Rat die not- 
wendigen Vorschläge für die Verwirklichung der 
Integration des Verkehrs auf Gemeinschaftsebene 
vorlegen. 

Sie kann dabei die Erfahrungen berücksichtigen, die 
bei der Einführung der vor geschlagenen Regelung, 
des Gemeinschaftskontingents und der übrigen Maß- 
nahmen zur Verwirklichung der gemeinsam^en Ver- 
kehrspolitik, insbesondere auf dem Gebiet der Har- 
monisierung der Wettbewerbsbedingungen und der 
Tarife, erworben werden. 
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